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RS 471.1

Kirchenverordnung
zur Änderung der Kirchenverordnung zur 

Ausführung des Kirchengesetzes über den 
Prädikanten- und Lektorendienst

Vom 19. Juli 2012

Die Kirchenverordnung zur Ausführung des Kirchen-
gesetzes über den Prädikanten- und Lektorendienst vom 
13. Oktober 2005 (ABl. S. 171) wird wie folgt geändert: 

§ 1

§ 13 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

 (2) Die Aufwandsentschädigung beträgt für 

a)  einen Hauptgottesdienst als Lesegottesdienst oder 
bei freier Wortverkündigung 15,00 €

b)  zwei oder mehrere aufeinanderfolgende Haupt-
gottesdienste an einem Tag 23,00 €

c)  einen sonstigen Gottesdienst (z. B. Kindergottes-
dienst, Andacht) 10,00 €.

§ 2

Diese Kirchenverordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2013 in Kraft. 

Wolfenbüttel, den 19. Juli 2012

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig

Kirchenregierung

L a n d e s b i s c h o f
P ro f.  D r.  We b e r

RS 441

Bekanntmachung
des Kirchengesetzes über die Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche 

in Deutschland (Kirchenbeamtengesetz der 
EKD – KBG.EKD) 
Vom 4. April 2012 

Im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land ist auf Seite 110 das Kirchengesetz über die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten in der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland vom 4. April 2012 veröffent-
licht. Dies wird hiermit zur Kenntnis gegeben. Diese 
Neufassung gilt mit Wirkung vom 1. Januar 2012 für die 
Rechtsverhältnisse der Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamte der Landeskirche und der Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die der 
Aufsicht der Landeskirche unterliegen. 

Wolfenbüttel, den 15. Juli 2012 

Landeskirchenamt

Vo l l b a c h
O b e r l a n d e s k i rc h e n ra t

Kirchengesetz 
über die Kirchenbeamtinnen und 

Kirchenbeamten in der Evangelischen Kirche 
in Deutschland (Kirchenbeamtengesetz der 

EKD – KBG. EKD)
Vom 10. November 2005

(ABl. EKD 2005 S. 551)
in der Fassung der Neubekanntmachung vom 

4. April 2012 (ABl. EKD 2012 S. 110)
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Kirchengesetz

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Dienst im Kirchenbeamtenverhältnis

(1) Der Dienst der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten gründet auf dem Auftrag, den die Kirche von 
ihrem Herrn Jesus Christus erhalten hat. Alle in den 
Dienst der Kirche Berufenen wirken an der Erfüllung 
dieses Auftrags mit.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte stehen in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treuever-
hältnis (Kirchenbeamtenverhältnis).
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§ 2

Geltungsbereich, Dienstherrnfähigkeit

(1) Dieses Kirchengesetz gilt für die Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse. Es gilt ferner für die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten der Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, über die die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, eine Gliedkirche oder ein gliedkirchlicher Zu-
sammenschluss die Aufsicht führt.

(2) Die in Absatz 1 genannten Rechtsträger (Diensther-
ren) besitzen das Recht, Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamte zu haben (Dienstherrnfähigkeit), so-
weit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen oder der gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse je für ihren Bereich nicht Ein-
schränkungen vorsieht.

§ 3

Funktionsvorbehalt

In das Kirchenbeamtenverhältnis soll berufen werden, 
wer überwiegend kirchliche Aufsichtsbefugnisse aus-
üben oder überwiegend andere Aufgaben von besonde-
rer kirchlicher Verantwortung wahrnehmen soll.

Teil 2
Das Kirchenbeamtenverhältnis

Kapitel 1

Allgemeines

§ 4

Dienstherr, oberste Dienstbehörde, Dienstvorgesetzte, 

Vorgesetzte, Dienstaufsicht

(1) Dienstherr der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten sind jeweils die in § 2 Absatz 1 genannten 
Rechtsträger. Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten eines Dienstherrn nach § 2 Absatz 1 Satz 2 ge-
währt nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse neben dem 
Dienstherrn auch die aufsichtsführende Kirche Für-
sorge und Schutz; die Treuepflicht dieser Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten besteht auch gegen-
über der aufsichtsführenden Kirche.

(2) Die oberste Dienstbehörde der Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten ist die oberste Behörde ihres 
Dienstherrn, in dessen Dienstbereich sie ein Amt be-
kleiden.

(3)  Dienstvorgesetzte sind diejenigen, die für kirchenbe-
amtenrechtliche Entscheidungen über die persönli-
chen Angelegenheiten der ihnen nachgeordneten 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten zuständig 
sind. Vorgesetzte sind diejenigen, die ihnen für ihre 
dienstliche Tätigkeit Anordnungen erteilen können.

(4) Die Dienstvorgesetzten und die oberste Dienstbehör-
de üben die Dienstaufsicht nach Maßgabe dieses 
Kirchengesetzes und der Regelungen aus, die die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen 
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich treffen.

§ 5

Dienst bei mehreren Rechtsträgern

(1) Besteht eine mit einer Kirchenbeamtin oder einem 
Kirchenbeamten besetzbare Stelle für mehrere 
Rechtsträger nach § 2 Absatz 1, so können die Rechts-
träger einvernehmlich regeln, wer Dienstherr sein 
soll. Treffen die Rechtsträger keine einvernehmliche 
Regelung, so ist der Dienstherr derjenige Rechtsträ-
ger, für den überwiegend Aufgaben wahrzunehmen 
sind.

(2) Der Dienstherr nach Absatz 1 übt die Rechte der oder 
des Dienstvorgesetzten im Einvernehmen mit den 
anderen beteiligten Rechtsträgern aus. Die beteilig-
ten Rechtsträger können gemeinsam eine Dienstan-
weisung erlassen; im Übrigen obliegt die Dienstauf-
sicht jedem Rechtsträger für seinen Bereich.

(3) Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter 
im Einverständnis des Dienstherrn von einem ande-
ren Rechtsträger nach § 2 Absatz 1 einen besonderen 
Auftrag, so gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Ergeben sich Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den beteiligten Rechtsträgern und unterstehen diese 
derselben obersten Dienstbehörde, so entscheidet 
diese.

§ 6

Arten des Kirchenbeamtenverhältnisses

(1) Ein Kirchenbeamtenverhältnis kann begründet wer-
den

1. auf Lebenszeit, wenn dauernd Aufgaben nach § 3 
übernommen werden sollen,

2. auf Probe, wenn zur späteren Verwendung im Kir-
chenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit eine Pro-
bezeit abzuleisten ist,

3. auf Widerruf, wenn ein Vorbereitungsdienst abzu-
leisten ist oder vorübergehend Aufgaben nach § 3 
übernommen werden sollen, oder

4. auf Zeit für die Dauer einer Beurlaubung aus ei-
nem bereits bestehenden öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis, wenn auf Grund besonderer kir-
chenrechtlicher Bestimmungen Aufgaben nach § 
3 für eine bestimmte Zeit übernommen werden 
sollen.

(2) Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit 
gelten die Vorschriften über das Kirchenbeamtenver-
hältnis auf Lebenszeit entsprechend, sofern nicht die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen 
oder die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
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ihren Bereich anderes durch Kirchengesetz bestim-
men.

(3) Zur ehrenamtlichen unentgeltlichen Wahrnehmung 
von Aufgaben nach § 3 kann ein Kirchenbeamtenver-
hältnis im Ehrenamt begründet werden. Es kann nicht 
in ein Kirchenbeamtenverhältnis anderer Art und ein 
solches kann nicht in ein Kirchenbeamtenverhältnis 
im Ehrenamt umgewandelt werden. Das Nähere zu 
den Kirchenbeamtenverhältnissen im Ehrenamt re-
geln die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich durch Kirchengesetz.

(4) Gliedkirchliche Regelungen können die Begründung 
mittelbarer Kirchenbeamtenverhältnisse und öffent-
lich-rechtlicher Ausbildungsverhältnisse vorsehen.

Kapitel 2

Ernennung

§ 7

Begründung und Veränderung des Kirchenbeamten-

verhältnisses

(1) Einer Ernennung bedarf es zur

1. Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses,

2. Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in 
ein solches anderer Art,

3. Verleihung eines anderen Amtes mit anderer 
Amtsbezeichnung und mit anderem Endgrundge-
halt,

4. Verleihung eines anderen Amtes mit anderer 
Amtsbezeichnung beim Wechsel der Laufbahn-
gruppe.

(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer 
Ernennungsurkunde. Die Urkunde muss enthalten:

1. bei der Begründung des Kirchenbeamtenverhält-
nisses die Worte „unter Berufung in das Kirchen-
beamtenverhältnis“ mit dem die Art des Kirchen-
beamtenverhältnisses bestimmenden Zusatz „auf 
Lebenszeit“, „auf Probe“, „auf Widerruf“, „auf 
Zeit“ mit der Angabe der Zeitdauer der Berufung, 
„im Ehrenamt“, „im mittelbaren Dienstverhältnis“ 
oder „im öffentlich-rechtlichen Ausbildungsver-
hältnis“,

2. bei der Umwandlung des Kirchenbeamtenverhält-
nisses in ein solches anderer Art den diese Art 
bestimmenden Zusatz nach Nummer 1,

3. bei der Verleihung eines Amtes die Amtsbezeich-
nung.

(3) Mit der Begründung eines Kirchenbeamtenverhält-
nisses auf Probe, auf Lebenszeit und auf Zeit wird 
gleichzeitig ein Amt verliehen.

§ 8

Voraussetzungen

(1) Bewerberinnen und Bewerber sind nach Eignung, 
Befähigung und fachlicher Leistung unter Berück-
sichtigung der Besonderheiten des kirchlichen Diens-
tes auszuwählen.

(2) In das Kirchenbeamtenverhältnis darf nur berufen 
werden, wer

1. Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kir-
che in Deutschland oder einer der Evangelischen 
Kirche in Deutschland angeschlossenen Gemein-
schaft (Artikel 21 Absatz 4 der Grundordnung der 
Evangelischen Kirche in Deutschland) ist,

2. die Gewähr dafür bietet, sich innerhalb und außer-
halb des Dienstes so zu verhalten, dass das Ver-
trauen in seine pflichtgemäße Amtsführung ge-
wahrt und die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung 
des kirchlichen Auftrages nicht beeinträchtigt 
wird,

3. die für die Laufbahn vorgeschriebene Vorbildung 
besitzt und die vorgeschriebenen Prüfungen mit 
Erfolg abgelegt hat,

4. das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat,

5. nicht infolge des körperlichen Zustands oder aus 
gesundheitlichen Gründen bei der Erfüllung der 
Dienstpflichten wesentlich beeinträchtigt ist und

6. erwarten lässt, nicht vorzeitig wegen Dienstunfä-
higkeit in den Ruhestand versetzt zu werden.

(3) Die oberste Dienstbehörde kann, wenn ein dienstli-
ches Interesse besteht und es mit der künftigen 
Amtsstellung vereinbar ist, von den Voraussetzungen 
nach Absatz 2 Nummer 1 und 3 Befreiung erteilen. 
Befreiung darf nur erteilt werden im Falle des

1. Absatz 2 Nummer 1, wenn die sich bewerbende 
Person einer Kirche angehört, die mit der Evange-
lischen Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche 
oder einem gliedkirchlichen Zusammenschluss in 
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht,

2. Absatz 2 Nummer 3, wenn keine geeigneten Lauf-
bahnbewerberinnen oder Laufbahnbewerber zur 
Verfügung stehen, die sich bewerbende Person die 
erforderliche Befähigung durch Lebens- und Be-
rufserfahrung erworben hat und ein besonderes 
dienstliches Interesse an ihrer Einstellung be-
steht.

 In besonders begründeten Fällen kann von den Vor-
aussetzungen des Absatzes 2 Nummer 4 abgewichen 
werden. Ein besonders begründeter Fall liegt insbe-
sondere vor, wenn das 40. Lebensjahr aufgrund Mut-
terschutz, Elternzeit oder Pflege von Angehörigen 
überschritten wurde.

(4)  Auf Lebenszeit kann nur ernannt werden, wer sich in 
einer Probezeit in vollem Umfang bewährt hat. Für die 
Feststellung der Bewährung gilt ein strenger Maß-
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stab. Von dem Erfordernis der Probezeit kann abge-
sehen werden, wenn dieses im kirchlichen Interesse 
liegt.

(5) Ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe ist spätes-
tens nach fünf Jahren in ein solches auf Lebenszeit 
umzuwandeln, wenn die kirchenbeamtenrechtlichen 
Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Die Frist verlän-
gert sich um die Zeit, um die sich die Probezeit wegen 
Elternzeit oder einer Beurlaubung unter Wegfall der 
Besoldung verlängert.

§ 9

Wirksamkeit der Ernennung

(1) Die Ernennung wird mit dem Tage der Aushändigung 
der Ernennungsurkunde wirksam, wenn nicht in der 
Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. 
Eine Ernennung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt 
ist unzulässig und insoweit unwirksam.

(2) Mit der Ernennung erlischt ein privatrechtliches Ar-
beitsverhältnis zum Dienstherrn.

§ 10

Nichtigkeit der Ernennung

(1) Die Ernennung ist nichtig, wenn 

1. sie nicht der in § 7 Absatz 2 vorgeschriebenen 
Form entspricht,

2. sie von einer unzuständigen Stelle ausgesprochen 
wurde,

3. sie ohne die kirchengesetzlich vorgeschriebene 
Mitwirkung einer anderen Stelle ausgesprochen 
wurde,

4. die ernannte Person zum Zeitpunkt der Ernennung 
nicht Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen 
Kirche in Deutschland oder einer der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland angeschlossenen 
Gemeinschaft (Artikel 21 Absatz 4 der Grundord-
nung der Evangelischen Kirche in Deutschland) 
war und eine Befreiung nach § 8 Absatz 3 Nummer 
1 nicht erteilt worden ist,

5. die ernannte Person zum Zeitpunkt der Ernennung 
ganz oder teilweise unter Betreuung stand. 

(2) Die Ernennung ist von Anfang an als wirksam anzu-
sehen, wenn

1. im Fall des Absatzes 1 Nummer 1 aus der Urkun-
de oder aus dem Akteninhalt eindeutig hervorgeht, 
dass die für die Ernennung zuständige Stelle ein 
bestimmtes Kirchenbeamtenverhältnis begründen 
oder ein bestehendes Kirchenbeamtenverhältnis 
in ein solches anderer Art umwandeln wollte, für 
das die sonstigen Voraussetzungen vorliegen. Das 
Gleiche gilt, wenn die Angabe der Zeitdauer fehlt, 
durch Rechtsvorschrift aber die Zeitdauer be-
stimmt ist,

2. im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 die zuständige 
Stelle die Ernennung bestätigt oder

3. im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 die andere Stel-
le die Ernennung bestätigt.

(3) Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt wird, ist 
dieser der ernannten Person mitzuteilen und ihr, 
wenn es sich um eine erstmalige Ernennung handelt, 
jede weitere Ausübung des Dienstes zu untersagen, 
bei Nichtigkeit nach Absatz 1 Nummer 2 und 3 aber 
erst, wenn die Bestätigung versagt worden ist.

§ 11

Rücknahme der Ernennung

(1) Die Ernennung ist mit Wirkung auch für die Vergan-
genheit zurückzunehmen, wenn

1. sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Beste-
chung herbeigeführt wurde,

2. dem Dienstherrn nicht bekannt war, dass die er-
nannte Person ein Verbrechen oder ein Vergehen 
begangen hatte, das sie für die Berufung in das 
Kirchenbeamtenverhältnis unwürdig erscheinen 
lässt, oder

3. die ernannte Person im Zeitpunkt der Ernennung 
nicht die Fähigkeit zur Bekleidung kirchlicher oder 
anderer öffentlicher Ämter hatte.

(2) Die Ernennung soll, soweit sie nicht bereits nach § 10 
nichtig ist, zurückgenommen werden, wenn nicht 
bekannt war, dass die ernannte Person in einem 
rechtlich geordneten Verfahren aus einem kirchlichen 
oder anderen öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
entfernt worden war oder ihr die Versorgungsbezüge 
oder die mit der Ordination verliehenen Rechte aber-
kannt worden waren.

(3) Die für die Ernennung zuständige Stelle nimmt die 
Ernennung innerhalb von sechs Monaten zurück, 
nachdem sie von ihr und dem Grund der Rücknahme 
Kenntnis erlangt hat. Der Rücknahmebescheid wird 
zugestellt.

(4) Sobald der Grund für die Rücknahme bekannt wird, 
ist er der berufenen Person mitzuteilen. Jede weitere 
Ausübung des Dienstes kann untersagt werden, wenn 
es sich um die erstmalige Ernennung handelt.

§ 12

Rechtsfolgen von Nichtigkeit und Rücknahme, 

Amtshandlungen

(1) Die Nichtigkeit und die Rücknahme haben zur Folge, 
dass die Ernennung von Anfang an unwirksam ist. Die 
gezahlte Besoldung kann belassen werden.

(2) Ist eine Ernennung nichtig oder ist sie zurückgenom-
men worden, so sind die bis zu der Untersagung (§ 10 
Absatz 3) oder bis zur Zustellung der Rücknahmeer-
klärung (§ 11 Absatz 3) vorgenommenen Amtshand-
lungen der ernannten Person in gleicher Weise gültig, 
als wenn sie eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchen-
beamter ausgeführt hätte.
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Kapitel 3

Beförderung, Laufbahnen, Amtsbezeichnungen

§ 13

Beförderung, Durchlaufen von Ämtern

(1) Beförderung ist eine Ernennung, durch die ein ande-
res Amt mit höherem Endgrundgehalt und anderer 
Amtsbezeichnung verliehen wird. Einer Beförderung 
steht es gleich, wenn ohne Änderung der Amtsbe-
zeichnung ein anderes Amt mit höherem Endgrund-
gehalt übertragen wird; dies gilt auch, wenn kein 
anderes Amt übertragen wird.

(2) Beförderungen sind nach den Grundsätzen des § 8 
Absatz 1 vorzunehmen.

(3) Eine Beförderung ist unzulässig vor Ablauf eines Jah-
res

1. seit der Einstellung in das Kirchenbeamtenver-
hältnis auf Probe oder

2. seit der letzten Beförderung, es sei denn, das bis-
herige Amt musste nicht regelmäßig durchlaufen 
werden.

(4) Ämter, die nach der Gestaltung der Laufbahn regel-
mäßig zu durchlaufen sind, sollen nicht übersprungen 
werden.

(5) Ein Rechtsanspruch auf Beförderung besteht nicht.

§ 14

Laufbahnbestimmungen

(1) Das Nähere über Laufbahnen, Beförderungsmöglich-
keiten, Aus- und Vorbildung, Prüfungen und Probe-
zeiten im Sinne des Laufbahnrechts können die Evan-
gelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse durch Rechts-
verordnung je für ihren Bereich regeln.

(2) Wenn Regelungen nach Absatz 1 nicht getroffen wer-
den, sind die Vorschriften der Bundeslaufbahnverord-
nung in der jeweils geltenden Fassung entsprechend 
anzuwenden.

§ 15

Amtsbezeichnungen

(1) Die Amtsbezeichnungen der Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten werden von der Evangelischen Kir-
che in Deutschland, den Gliedkirchen und den glied-
kirchlichen Zusammenschlüssen je für ihren Bereich 
geregelt.

(2) Eine Amtsbezeichnung, die herkömmlich für ein Amt 
verwendet wird, das eine bestimmte Befähigung vor-
aussetzt und einen bestimmten Aufgabenkreis um-
fasst, darf nur Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten verliehen werden, die ein solches Amt bekleiden.

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhe-
stand führen die Amtsbezeichnung mit dem Zusatz 
„im Ruhestand“ („i. R.“).

(4) Bei Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses 
erlischt das Recht zur Fortführung der Amtsbezeich-
nung, es sei denn, dass dieses Recht ausdrücklich 
belassen wird. In diesem Falle darf die bisherige 
Amtsbezeichnung nur mit dem Zusatz „außer Dienst“ 
(„a. D.“) geführt werden. Das Recht zur Fortführung 
der Amtsbezeichnung kann entzogen werden, wenn 
sich die frühere Kirchenbeamtin oder der frühere 
Kirchenbeamte dessen als nicht würdig erweist.

Kapitel 4

Personalakten

§ 16

Personalaktenführung

(1) Über jede Kirchenbeamtin und jeden Kirchenbeamten 
ist eine Personalakte zu führen. Sie ist vertraulich zu 
behandeln und vor unbefugter Einsicht zu schützen.

(2) Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die die 
Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten betreffen, 
soweit sie mit dem Dienstverhältnis in einem unmit-
telbaren inneren Zusammenhang stehen; hierzu ge-
hören auch in Dateien gespeicherte, personenbezo-
gene Daten (Personalaktendaten). Unterlagen, die 
besonderen, von der Person und dem Dienstverhält-
nis sachlich zu trennenden Zwecken dienen, insbe-
sondere Prüfungsakten, sind nicht Bestandteil der 
Personalakten. Wird die Personalakte in Grund- und 
Teilakten gegliedert, so ist in die Grundakte ein voll-
ständiges Verzeichnis aller Teilakten aufzunehmen. 
Ist die Führung von Nebenakten erforderlich, ist auch 
dies in der Grundakte zu vermerken.

(3) Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der Per-
sonalverwaltung oder Personalwirtschaft verwendet 
werden. Soweit in diesem Kirchengesetz nichts ande-
res bestimmt ist, richten sich Verarbeitung und Nut-
zung sowie die Übermittlung der Personalaktendaten 
nach dem Kirchengesetz über den Datenschutz in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland in der jeweils 
geltenden Fassung.

(4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu Be-
schwerden, Behauptungen und Bewertungen, die für 
sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig werden kön-
nen, vor deren Aufnahme in die Personalakte zu hö-
ren; ihre Äußerung ist zur Personalakte zu nehmen. 
Anonyme Schreiben dürfen nicht in die Personalakte 
aufgenommen werden.

(5) Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen und 
Bewertungen sind, falls sie

1. sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben, 
mit Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des 
Kirchenbeamten unverzüglich aus der Personal-
akte zu entfernen und zu vernichten,

2. für die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten 
ungünstig sind oder ihr oder ihm nachteilig wer-
den können, auf eigenen Antrag nach drei Jahren 
zu entfernen und zu vernichten; dies gilt nicht für 
dienstliche Beurteilungen.
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 Die Frist nach Satz 1 Nummer 2 wird durch neue 
Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift oder durch 
die Einleitung eines Straf-, Disziplinar- oder Lehrbe-
anstandungsverfahrens unterbrochen. Stellt sich der 
neue Vorwurf als unbegründet oder falsch heraus, gilt 
die Frist als nicht unterbrochen.

(6) Mitteilungen in Strafsachen, soweit sie nicht Be-
standteil einer Disziplinarakte sind, sowie Auskünfte 
aus dem Bundeszentralregister sind mit Zustimmung 
der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten nach 
drei Jahren zu entfernen und zu vernichten. Absatz 5 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

(7) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen oder die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
können je für ihren Bereich die Fristen nach Absatz 5 
Satz 1 Nummer 2 und Absatz 6 Satz 1 durch Kirchen-
gesetz verlängern.

§ 17

Einsichts- und Auskunftsrecht

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch 
nach Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, 
ein Recht auf Einsicht in ihre vollständige Personal-
akte. Dies gilt ebenso für die von ihnen beauftragten 
Angehörigen.

(2) Ihren Bevollmächtigten ist Einsicht zu gewähren, so-
weit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Dies 
gilt auch für Hinterbliebene, Erbinnen und Erben, 
wenn ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht 
wird, und für deren Bevollmächtigte.

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein 
Recht auf Einsicht auch in andere Schriftstücke, die 
personenbezogene Daten über sie enthalten und für 
ihr Dienstverhältnis verarbeitet oder genutzt werden, 
soweit kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
Die Einsichtnahme ist unzulässig, wenn die Daten der 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten mit Daten 
Dritter oder mit Daten, die nicht personenbezogen 
sind und deren Kenntnis die Wahrnehmung des kirch-
lichen Auftrags gefährden könnte, derart verbunden 
sind, dass ihre Trennung nicht oder nur mit unver-
hältnismäßig großem Aufwand möglich ist. In diesem 
Fall ist den Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 
Auskunft zu erteilen. Das Recht auf Einsicht in die 
Ausbildungs- und Prüfungsakten regeln die Evange-
lische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich.

(4) Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo die 
Einsicht gewährt wird. Soweit dienstliche Gründe 
nicht entgegenstehen, können auf Kosten der Kir-
chenbeamtin oder des Kirchenbeamten Kopien gefer-
tigt werden.

(5) Das Recht auf Auskunft steht dem Recht auf Einsicht 
gleich; insoweit gelten die Absätze 1 bis 3 entspre-
chend.

(6) Kenntnisse, die durch Akteneinsicht erlangt sind, 
unterliegen der Amtsverschwiegenheit nach § 24.

(7) Die Einsicht in Ermittlungsakten eines Disziplinarver-
fahrens und die Unterrichtung über die Erhebung und 
Speicherung personenbezogener Daten für diese Ak-
ten regelt das Disziplinarrecht.

Teil 3
Amt und Rechtsstellung

Kapitel 1

Pflichten

§ 18

Grundbestimmung

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihren 
Dienst in Bindung an Schrift und Bekenntnis und nach 
den Ordnungen der Kirche auszuüben. Sie haben die ih-
nen obliegenden Pflichten mit vollem persönlichen Ein-
satz, treu, uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen. 
Sie haben sich innerhalb und außerhalb des Dienstes so 
zu verhalten, dass das Vertrauen in ihre pflichtgemäße 
Amtsführung gewahrt und die Glaubwürdigkeit der 
Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages nicht beein-
trächtigt wird.

§ 19

Gelöbnis

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben fol-
gendes Gelöbnis abzulegen:

 „Ich gelobe vor Gott, den mir anvertrauten Dienst in 
Bindung an Schrift und Bekenntnis und nach den 
Ordnungen der Kirche auszuüben, die mir obliegen-
den Pflichten mit vollem persönlichen Einsatz, treu, 
uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen und mein 
Leben so zu führen, dass das Vertrauen in meine 
pflichtgemäße Amtsführung gewahrt und die Glaub-
würdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftra-
ges nicht beeinträchtigt wird.“

(2) Das Gelöbnis soll bei der erstmaligen Ernennung 
abgelegt werden.

§ 20

Beratungs- und Gehorsamspflicht

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre 
Vorgesetzten zu beraten und zu unterstützen. Sie sind 
verpflichtet, die von diesen erlassenen Anordnungen und 
allgemeinen Richtlinien zu befolgen. Dies gilt nicht für 
Anordnungen, deren Ausführung erkennbar Schrift und 
Bekenntnis widersprechen würde oder erkennbar straf-
bar oder ordnungswidrig ist. Es gilt ferner nicht in Fällen, 
in denen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte nach 
besonderer gesetzlicher Vorschrift nur dem Gesetz un-
terworfen und an Anordnungen nicht gebunden sind.
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§ 21

Verantwortlichkeit

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind für die 
Rechtmäßigkeit ihrer dienstlichen Handlungen ver-
antwortlich.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben Be-
denken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anord-
nungen unverzüglich bei der oder dem unmittelbaren 
Vorgesetzten geltend zu machen. Wird die Anordnung 
aufrechterhalten, so haben sie sich, wenn ihre Be-
denken gegen die Rechtmäßigkeit fortbestehen, an 
die nächsthöhere Vorgesetzte oder den nächsthöhe-
ren Vorgesetzten zu wenden. Bestätigt diese oder 
dieser die Anordnung schriftlich, so muss sie ausge-
führt werden; § 20 bleibt unberührt. Von der eigenen 
Verantwortung sind die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten in diesem Fall befreit.

(3) Verlangt die oder der unmittelbare Vorgesetzte die 
sofortige Ausführung der Anordnung mit der Begrün-
dung, diese sei wegen Gefahr im Verzuge unauf-
schiebbar, so gilt Absatz 2 Satz 3 und 4 entsprechend.

(4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die von ei-
nem der in § 2 Absatz 1 Satz 2 genannten Diensther-
ren ernannt sind, genügen ihrer Pflicht nach Absatz 2 
Satz 2, indem sie ihre Bedenken demjenigen Organ 
vortragen, das ihren Dienstherrn im Rechtsverkehr 
vertritt.

§ 22

Befreiung von Amtshandlungen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind von 
Amtshandlungen zu befreien, die sich gegen sie 
selbst oder Angehörige richten würden, zu deren 
Gunsten ihnen wegen familienrechtlicher Beziehun-
gen im Strafverfahren das Zeugnisverweigerungs-
recht zusteht.

(2) Gesetzliche Vorschriften, nach denen Kirchenbeam-
tinnen oder Kirchenbeamte von einzelnen Amtshand-
lungen ausgeschlossen sind, bleiben unberührt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für geistliche Amts-
handlungen.

§ 23

Verbot der Weiterführung von Dienstgeschäften

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimm-
te Stelle kann einer Kirchenbeamtin oder einem Kir-
chenbeamten aus zwingenden dienstlichen Gründen 
die Führung der Dienstgeschäfte ganz oder teilweise 
verbieten. Das Verbot erlischt, wenn nicht bis zum 
Ablauf von drei Monaten gegen die Kirchenbeamtin 
oder den Kirchenbeamten ein Disziplinarverfahren 
oder ein auf Rücknahme der Ernennung oder auf 
Veränderung des Kirchenbeamtenverhältnisses oder 
Entlassung gerichtetes Verfahren eingeleitet worden 
ist.

(2) Die Möglichkeit, aufgrund anderer kirchengesetzli-
cher Vorschriften die Ausübung des Dienstes zu un-
tersagen, bleibt unberührt.

§ 24

Amtsverschwiegenheit

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben über 
die ihnen bei oder bei Gelegenheit ihrer amtlichen 
Tätigkeit bekannt gewordenen dienstlichen Angele-
genheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt 
auch über den Bereich eines Dienstherrn hinaus so-
wie nach Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnis-
ses.

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit

1. Mitteilungen im dienstlichen Verkehr geboten sind,

2. Tatsachen mitgeteilt werden, die offenkundig sind 
oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung 
bedürfen oder

3. gegenüber der obersten Dienstbehörde oder einer 
von der obersten Dienstbehörde bestimmten wei-
teren Behörde oder außerdienstlichen Stelle ein 
durch Tatsachen begründeter Verdacht angezeigt 
wird, dass eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchen-
beamter

a) eine Vorteilsgewährung oder eine Bestechung 
im Sinne des Strafgesetzbuches begangen hat 
oder

b) für die Dienstausübung oder das Unterlassen 
einer Diensthandlung einen Vorteil für sich 
oder einen Dritten gefordert, sich versprechen 
lassen oder angenommen hat, ohne die Geneh-
migung der zuständigen Stelle zuvor oder un-
verzüglich nach Empfang eingeholt zu haben.

 Dasselbe gilt im Falle eines Versuches.

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen ohne 
Genehmigung der obersten Dienstbehörde, der letz-
ten obersten Dienstbehörde oder der von ihr be-
stimmten Stelle über Angelegenheiten nach Absatz 1 
Satz 1 weder vor Gericht noch außergerichtlich aus-
sagen oder Erklärungen abgeben. Die Genehmigung 
kann versagt werden, wenn durch die Aussage beson-
dere kirchliche Interessen gefährdet würden. Hat sich 
der Vorgang, der den Gegenstand der Äußerung bil-
det, bei einem früheren Dienstherrn ereignet, darf die 
Genehmigung nur mit dessen Zustimmung erteilt 
werden.

§ 25

Übergabe amtlicher Unterlagen und Gegenstände

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch 
nach Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, auf 
Verlangen der oder des Dienstvorgesetzten, der oder des 
letzten Dienstvorgesetzten oder der von dieser oder die-
sem bestimmten Stelle amtliche Schriftstücke, Auf-
zeichnungen jeder Art über dienstliche Vorgänge und 
Gegenstände mit Bezug zu dienstlichen Vorgängen her-
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auszugeben. Die gleiche Verpflichtung trifft ihre Hinter-
bliebenen, Erbinnen und Erben.

§ 26

Geschenke und Vorteile

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten ist es mit 
Rücksicht auf ihre Unabhängigkeit und das Ansehen 
des Amtes untersagt,

1. Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwendungen 
oder Vorteile jedweder Art für sich oder ihre Ange-
hörigen zu fordern, sich versprechen zu lassen 
oder anzunehmen,

2. Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwendungen 
oder Vorteile für einen Dritten zu fordern, sich 
versprechen zu lassen oder anzunehmen, soweit 
dies bei ihnen oder ihren Angehörigen zu einem 
wirtschaftlichen oder sonstigen Vorteil führt.

 Die Nummern 1 und 2 gelten auch für erbrechtliche 
Begünstigungen.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden

1. für Zuwendungen, die im Familien- und Freundes-
kreis üblich sind und keinen Bezug zum Dienst der 
Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten haben,

2. für Erbschaften oder Vermächtnisse, soweit die 
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte zu den 
gesetzlichen Erben gehört.

(3) In besonders begründeten Fällen kann der Dienstherr 
die Annahme von Zuwendungen im Sinne des Absat-
zes 1 genehmigen. Die Genehmigung ist vor der An-
nahme der Zuwendung einzuholen. 

(4) Wer gegen das in Absatz 1 genannte Verbot verstößt, 
hat auf Verlangen das aufgrund des pflichtwidrigen 
Verhaltens Erlangte dem Dienstherrn herauszuge-
ben, soweit nicht im Strafverfahren der Verfall ange-
ordnet worden oder es auf andere Weise auf den Staat 
übergegangen ist. Für den Umfang des Herausgabe-
anspruchs gelten die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches über die Herausgabe einer ungerecht-
fertigten Bereicherung entsprechend. Die Herausga-
bepflicht nach Satz 1 umfasst auch die Pflicht, dem 
Dienstherrn Auskunft über Art, Umfang und Verbleib 
des Erlangten zu geben.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch nach Eintritt in den 
Ruhestand und Beendigung des Kirchenbeamtenver-
hältnisses. 

(6) Das Nähere können die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich regeln.

§ 27

Politische Betätigung 

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben bei 
politischer Betätigung und bei Äußerungen zu Fragen 
des öffentlichen Lebens die Mäßigung und Zurückhal-

tung zu üben, welche die Rücksicht auf ihr Amt gebie-
tet.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine 
Vereinigung nicht unterstützen, wenn sie dadurch in 
Widerspruch zu ihrem Amt treten oder in der Aus-
übung des Dienstes wesentlich behindert werden.

§ 27a Mandatsbewerbung

(1) Beabsichtigt eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchen-
beamter, sich um die Aufstellung als Kandidatin oder 
Kandidat für die Wahl zum Europäischen Parlament, 
zum Deutschen Bundestag, zu einem gesetzgeben-
den Organ eines Bundeslandes oder zu einem kom-
munalen Amt oder Mandat zu bewerben, so ist diese 
Absicht unverzüglich, jedenfalls vor Annahme der 
Kandidatur, anzuzeigen. Die Kirchenbeamtin oder der 
Kirchenbeamte ist zur Mitteilung über Ausgang und 
Annahme der Wahl verpflichtet.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die als Kan-
didatinnen oder Kandidaten für die Wahl zum Europä-
ischen Parlament, zum Deutschen Bundestag oder zu 
einem gesetzgebenden Organ eines Bundeslandes 
aufgestellt worden sind, sind innerhalb der letzten 
zwei Monate vor dem Wahltag und am Wahltag beur-
laubt. Im Übrigen gilt § 54.

(3) Mit der Annahme der Wahl nach Absatz 2 ist die Kir-
chenbeamtin oder der Kirchenbeamte beurlaubt. Es 
gilt § 54. Die Beurlaubung endet mit Ablauf der Wahl-
periode oder mit einer vorzeitigen Beendigung des 
Mandats.

(4) Für die Mandatsbewerbung und Mandatsausübung in 
einer kommunalen Vertretungskörperschaft oder in 
anderen als den in den Absätzen 2 und 3 genannten 
politischen Ämtern gelten die Vorschriften des Bun-
desbeamtengesetzes entsprechend. 

(5) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen je für ihren Bereich von den Absätzen 2 bis 4 
abweichende Regelungen treffen.

§ 28

Arbeitszeit

(1) Die Arbeitszeit regeln die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich. Telear-
beit darf das berufliche Fortkommen nicht beein-
trächtigen.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind ver-
pflichtet, ohne Vergütung über die regelmäßige Ar-
beitszeit hinaus Dienst zu tun, wenn dienstliche Ver-
hältnisse dies erfordern und sich die Mehrarbeit auf 
Ausnahmefälle beschränkt. Ein Ausgleich von Mehr-
arbeit kann im Rahmen der Bestimmungen nach 
Absatz 1 vorgesehen werden.
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§ 29

Fernbleiben vom Dienst

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen dem 
Dienst nicht ohne Genehmigung ihrer Dienstvorge-
setzten fernbleiben. Dienstunfähigkeit infolge von 
Krankheit ist auf Verlangen nachzuweisen; es kann 
insbesondere die Vorlage eines ärztlichen, amts- oder 
vertrauensärztlichen Attestes verlangt werden.

(2) Bleiben Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte 
schuldhaft ihrem Dienst fern, so verlieren sie für die 
Dauer der Abwesenheit den Anspruch auf Besoldung. 
Der Verlust der Besoldung ist festzustellen und der 
Kirchenbeamtin und dem Kirchenbeamten mitzutei-
len. Die Möglichkeit, ein Disziplinarverfahren einzu-
leiten, bleibt unberührt.

§ 30

Wohnung und Aufenthalt

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre 
Wohnung so zu nehmen, dass sie in der ordnungsge-
mäßen Wahrnehmung ihrer Dienstgeschäfte nicht 
beeinträchtigt werden.

(2) Wenn dienstliche Verhältnisse es erfordern, so kön-
nen sie angewiesen werden, ihre Wohnung innerhalb 
einer bestimmten Entfernung von ihrer Dienststelle 
zu nehmen oder eine Dienstwohnung zu beziehen.

(3) Wenn dienstliche Verhältnisse es dringend erfordern, 
so können sie angewiesen werden, sich während der 
dienstfreien Zeit so in der Nähe ihres Dienstortes 
aufzuhalten, dass sie leicht erreicht werden können.

§ 31

Mitteilungen in Strafsachen

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihrer 
oder ihrem Dienstvorgesetzten mitzuteilen, wenn in ei-
nem strafrechtlichen Verfahren Anklage gegen sie erho-
ben oder Strafbefehl erlassen wird. Sie haben das Ergeb-
nis eines solchen Verfahrens anzuzeigen und die straf-
gerichtliche Entscheidung vorzulegen.

§ 32

Amtspflichtverletzung

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte verletzen 
ihre Amtspflicht, wenn sie innerhalb oder außerhalb 
des Dienstes schuldhaft gegen ihnen obliegende 
Pflichten verstoßen.

(2) Die Rechtsfolgen der Amtspflichtverletzung und das 
Verfahren ihrer Feststellung richten sich nach dem 
Disziplinarrecht.

§ 33

Schadensersatz

(1) Verletzen Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte 
vorsätzlich oder grob fahrlässig ihnen obliegende 
Pflichten, so haben sie dem Dienstherrn, dessen Auf-
gaben sie wahrgenommen haben, den daraus entste-

henden Schaden zu ersetzen. Dasselbe gilt, wenn der 
Dienstherr einem Anderen Schadensersatz zu leisten 
hat, weil eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeam-
ter die Amtspflicht verletzt hat.

(2) Haben mehrere Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbe-
amte den Schaden gemeinsam verursacht, so haften 
sie gesamtschuldnerisch.

(3) Hat der Dienstherr Dritten Schadensersatz geleistet, 
gilt als Zeitpunkt, zu dem der Dienstherr Kenntnis im 
Sinne der Verjährungsvorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches erlangt, der Zeitpunkt, zu dem der Er-
satzanspruch gegenüber Dritten vom Dienstherrn 
anerkannt oder dem Dienstherrn gegenüber rechts-
kräftig festgestellt wird.

(4) Leistet die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte 
dem Dienstherrn Ersatz und hat dieser einen Ersatz-
anspruch gegen einen Dritten, so ist dieser Anspruch 
an die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten 
abzutreten.

Kapitel 2

Rechte

§ 34

Fürsorgepflicht des Dienstherrn

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein 
Recht auf Fürsorge für sich und ihre Familie. Sie sind 
gegen Behinderungen ihres Dienstes und ungerecht-
fertigte Angriffe auf ihre Person in Schutz zu nehmen.

(2) Geschlecht, Abstammung, Rasse oder ethnische Her-
kunft dürfen sich bei der Begründung eines Kirchen-
beamtenverhältnisses und dem beruflichen Fortkom-
men nicht nachteilig auswirken. Staatskirchenrecht-
liche Regelungen über die Staatsangehörigkeit 
kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bleiben 
unberührt.

§ 35

Unterhalt

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben An-
spruch auf angemessenen Unterhalt für sich und ihre 
Familie, insbesondere durch Gewährung von Besol-
dung und Versorgung sowie von Beihilfen in Krank-
heits-, Pflege- und Geburtsfällen. Das Nähere sowie 
die Erstattung von Reise- und Umzugskosten regeln 
die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je 
für ihren Bereich. Die Regelung der Besoldung und 
Versorgung bedarf eines Kirchengesetzes.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können, 
wenn gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, Ansprü-
che auf Dienstbezüge nur insoweit abtreten, als sie 
der Pfändung unterliegen. Der Dienstherr kann ein 
Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht gegen-
über Ansprüchen auf Dienstbezüge nur insoweit gel-
tend machen, als sie pfändbar sind. Diese Einschrän-
kung gilt nicht, soweit ein Anspruch auf Schadener-
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satz wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung be-
steht.

§ 36

Abtretung von Schadensersatzansprüchen

(1) Werden Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte 
oder deren Angehörige körperlich verletzt oder getö-
tet, so werden Leistungen, zu denen der Dienstherr 
während einer auf der Körperverletzung beruhenden 
Aufhebung der Dienstfähigkeit oder infolge der Kör-
perverletzung oder der Tötung verpflichtet ist, nur 
gewährt, wenn gesetzliche Ansprüche gegen Dritte 
auf Schadensersatz wegen der Körperverletzung 
oder der Tötung bis zur Höhe der Leistung des Dienst-
herrn Zug um Zug abgetreten werden.

(2) Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche dürfen nicht 
zum Nachteil der verletzten Person oder ihrer Hinter-
bliebenen geltend gemacht werden.

§ 37

Schäden bei Ausübung des Dienstes

(1) Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne dass ein 
Dienstunfall eingetreten ist, Kleidungsstücke oder 
sonstige Gegenstände, die üblicherweise bei Wahr-
nehmung des Dienstes mitgeführt werden, beschä-
digt oder zerstört worden oder abhanden gekommen, 
so kann gegen Abtretung etwaiger Ersatzansprüche 
Ersatz geleistet werden.

(2) Ersatz wird nicht gewährt, wenn der Schaden durch 
ein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten 
der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten her-
beigeführt worden ist.

§ 38

Urlaub

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten steht jähr-
lich Erholungsurlaub unter Fortgewährung der Leis-
tungen des Dienstherrn zu.

(2) Aus besonderen Anlässen kann ihnen Sonderurlaub 
gewährt werden.

(3) Zur Ausübung des Amtes als Mitglied verfassungs-
mäßiger kirchlicher Organe bedürfen sie keines Ur-
laubs. Müssen sie zur Ausübung eines solchen Amtes 
dem Dienst fernbleiben, so haben sie dies der oder 
dem Dienstvorgesetzten vorher anzuzeigen.

(4) Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse je für ihren Bereich durch Rechts-
verordnung.

§ 39

Mutterschutz, Elternzeit, Jugendarbeitsschutz, 

Arbeitsschutz, Rehabilitation und Teilhabe behinderter 

Menschen

(1) Die allgemeinen Vorschriften über Mutterschutz, El-
ternzeit, Jugendarbeitsschutz, Arbeitsschutz, Reha-

bilitation und Teilhabe behinderter Menschen sind 
anzuwenden, soweit diese unmittelbar gelten. Im 
Übrigen gelten die Regelungen für Bundesbeamtin-
nen und Bundesbeamte entsprechend, soweit nicht 
die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen oder die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je 
für ihren Bereich andere Regelungen treffen.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die Eltern-
zeit in Anspruch nehmen, erhalten Beihilfe in Krank-
heits-, Pflege- und Geburtsfällen nach den Regelun-
gen des § 54 Absatz 3.

(3) Schwangerschaft, Mutterschutz, Elternzeit und Pfle-
ge von Angehörigen dürfen sich bei der Begründung 
eines Kirchenbeamtenverhältnisses und dem berufli-
chen Fortkommen nicht nachteilig auswirken. Das 
gilt auch für Behinderung, wenn nicht zwingende 
sachliche Gründe, insbesondere Gründe nach § 8 
Absatz 2 Nummer 4, 5 und 6 vorliegen.

§ 40

Dienstzeugnis

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben nach 
Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, im Übri-
gen bei Nachweis eines berechtigten Interesses, einen 
Anspruch auf Erteilung eines Dienstzeugnisses über die 
Art und Dauer der von ihnen bekleideten Ämter durch die 
letzte Dienstvorgesetzte oder den letzten Dienstvorge-
setzten. Das Dienstzeugnis muss auf Verlangen auch 
über die ausgeübte Tätigkeit und die Leistungen Aus-
kunft geben.

Kapitel 3

Personalentwicklung

§ 41

Personalentwicklung und Fortbildung

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind berech-
tigt und verpflichtet, die für ihren Dienst erforderliche 
Kompetenz durch Teilnahme an Maßnahmen der Per-
sonalentwicklung und regelmäßige Fortbildung fort-
zuentwickeln.

(2) Maßnahmen der Personalentwicklung sollen Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten in ihrem Dienst 
würdigen und helfen, die für den Dienst erforderli-
chen Gaben zu entdecken, zu fördern und zu entwi-
ckeln. Im Rahmen der Personalentwicklung können 
insbesondere regelmäßige Gespräche nach einer 
festen Ordnung durchgeführt und verbindliche Ver-
einbarungen über Ziele der Arbeit und über Maßnah-
men der Personalentwicklung getroffen werden.

(3) Maßnahmen der Fortbildung sollen helfen, die für den 
Dienst erforderlichen Kenntnisse, Einsichten und 
Fertigkeiten fortzuentwickeln. Maßnahmen sind ins-
besondere die Teilnahme an Fortbildungsangeboten.

(4) Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse je für ihren Bereich.
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§ 42

Beurteilung

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte werden nach 
Maßgabe des Rechts der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen oder der gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse beurteilt.

Kapitel 4

Nebentätigkeiten

§ 43

Grundbestimmung

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine 
Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung oder 
ein öffentliches oder kirchliches Ehrenamt) nur über-
nehmen, wenn dies mit ihrem Amt und mit der sorgfäl-
tigen Erfüllung ihrer Dienstpflichten vereinbar ist und 
kirchliche Interessen nicht entgegenstehen.

§ 44

Angeordnete Nebentätigkeiten

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind ver-
pflichtet, auf Verlangen der oder des Dienstvorge-
setzten oder der obersten Dienstbehörde eine Neben-
tätigkeit im kirchlichen Interesse auch ohne Vergü-
tung zu übernehmen, soweit sie die erforderliche 
Eignung dafür besitzen und die Übernahme ihnen 
zugemutet werden kann.

(2) Mit dem Beginn des Ruhestandes oder des Warte-
standes oder mit der Beendigung des Kirchenbeam-
tenverhältnisses endet die Nebentätigkeit nach Ab-
satz 1, wenn im Einzelfall nichts anderes bestimmt 
wird.

§ 45

Haftung aus angeordneter Nebentätigkeit

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die aus ei-
ner auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung ihrer 
oder ihres Dienstvorgesetzten oder ihrer obersten 
Dienstbehörde übernommenen Tätigkeit in einem Lei-
tungs- oder Aufsichtsorgan einer juristischen Person 
haftbar gemacht werden, haben gegen den Dienstherrn 
Anspruch auf Ersatz eines ihnen entstandenen Scha-
dens. Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig 
herbeigeführt worden, so ist der Dienstherr nur dann 
ersatzpflichtig, wenn die Kirchenbeamtin oder der Kir-
chenbeamte auf Verlangen einer oder eines Vorgesetz-
ten gehandelt hat.

§ 46

Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte bedürfen zur 
Übernahme einer Nebentätigkeit der Genehmigung 
durch die oberste Dienstbehörde oder die von ihr be-
stimmte Stelle. Die Genehmigung kann bedingt, be-
fristet, widerruflich oder mit Auflagen versehen er-
teilt werden. Jede wesentliche Änderung der Neben-
tätigkeit ist unverzüglich anzuzeigen.

(2) Die Genehmigung ist zu versagen oder zu widerrufen, 
wenn die Voraussetzungen des § 43 nicht oder nicht 
mehr vorliegen. Ein Versagungs- oder Widerrufs-
grund liegt insbesondere vor, wenn zu besorgen ist, 
dass die Nebentätigkeit geeignet ist,

1. nach Art und Umfang die Kirchenbeamtin oder den 
Kirchenbeamten so stark in Anspruch zu nehmen, 
dass die sorgfältige Erfüllung der Dienstpflichten 
behindert werden kann,

2. die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten in 
einen Widerstreit mit den Dienstpflichten zu brin-
gen,

3. dem Ansehen der Kirche und der Glaubwürdigkeit 
ihres Dienstes zu schaden.

§ 47

Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten

(1) Keiner Genehmigung und keiner Anzeige bedürfen 
folgende Nebentätigkeiten:

1. die unentgeltliche Vormundschaft, Betreuung oder 
Pflegschaft bei Angehörigen,

2. eine Testamentsvollstreckung nach dem Tod von 
Angehörigen,

3. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der 
Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten unter-
liegenden Vermögens,

4. die Tätigkeit in Vereinigungen zur Wahrung von 
Berufsinteressen oder anderen Berufsverbänden,

5. die Übernahme von Ehrenämtern,

6. eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstelleri-
sche, wissenschaftliche, künstlerische oder Vor-
tragstätigkeit,

7. eine nur gelegentlich ausgeübte selbstständige 
Gutachtertätigkeit.

(2) Keiner Genehmigung, aber einer Anzeige bedürfen 
Nebentätigkeiten nach Absatz 1 Nummer 6 und 7, 
wenn sie nicht nur gelegentlich ausgeübt werden.

(3) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimm-
te Stelle kann aus begründetem Anlass verlangen, 
dass die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte 
über eine Nebentätigkeit nach Absatz 1 oder 2, insbe-
sondere über deren Art und Umfang, schriftlich Aus-
kunft erteilt.

(4) Die Übernahme oder Fortführung einer Nebentätig-
keit nach Absatz 1 und 2 ist von der obersten Dienst-
behörde oder der von ihr bestimmten Stelle zu unter-
sagen, wenn ein Versagungsgrund nach § 46 Absatz 
2 gegeben ist. Sofern es zur sachgerechten und sorg-
fältigen Erfüllung der Dienstpflichten erforderlich ist, 
kann die Nebentätigkeit auch bedingt, befristet, wi-
derruflich oder unter Auflagen gestattet werden.
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§ 48

Rechtsverordnungen über Nebentätigkeiten

Die zur Ausführung der §§ 43 bis 47 notwendigen Re-
gelungen können die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich durch Rechtsverordnung 
treffen. In der Rechtsverordnung kann insbesondere be-
stimmt werden,

1. ab welcher zeitlichen Inanspruchnahme durch eine 
oder mehrere Nebentätigkeiten die Voraussetzung 
des § 46 Absatz 2 Nummer 1 in der Regel als erfüllt 
gilt;

2. ob und inwieweit Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amte mit Dienstbezügen verpflichtet sind, die Vergü-
tungen aus Nebentätigkeiten ganz oder teilweise an 
den Dienstherrn abzuführen;

3. dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dem 
Dienstherrn unverzüglich nach Ablauf eines jeden 
Kalenderjahres eine Abrechnung über die Vergütun-
gen und geldwerten Vorteile aus Nebentätigkeiten 
vorzulegen haben;

4. unter welchen Voraussetzungen Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamte zur Ausübung von Nebentätigkei-
ten Einrichtungen, Personal oder Material des 
Dienstherrn in Anspruch nehmen dürfen und in wel-
cher Höhe ein Entgelt hierfür zu entrichten ist.

Teil 4
Veränderungen des Kirchenbeamtenverhältnisses

Kapitel 1

Freistellung (Beurlaubung und Teildienst)

§ 49

Grundbestimmung

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können nach 
Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen auf ihren 
Antrag ohne Besoldung von der Pflicht zur Dienstleis-
tung ganz freigestellt werden (Beurlaubung).

(2) Ihnen kann nach Maßgabe der nachfolgenden Be-
stimmungen auf ihren Antrag die Arbeitszeit bis zur 
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit ermäßigt werden 
(Teildienst).

(3) Nach Maßgabe der Stellenplanung der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse kann der Dienstum-
fang auf Antrag der Kirchenbeamtin oder des Kir-
chenbeamten im kirchlichen Interesse für begrenzte 
Zeit unter das nach Absatz 2 zulässige Mindestmaß 
ermäßigt werden (unterhälftiger Teildienst).

§ 50

Beurlaubung und Teildienst aus familiären Gründen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf 
Lebenszeit oder auf Probe sind, soweit besondere 

kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entge-
genstehen, auf Antrag zu beurlauben, wenn sie

1. mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder

2. nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftige sons-
tige Angehörige

 tatsächlich betreuen oder pflegen. Unter denselben 
Voraussetzungen ist Teildienst zu bewilligen.

(2) Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, auch wenn sie 
mehrfach gewährt wird, auch in Verbindung mit einer 
Beurlaubung nach § 51 und unterhälftigem Teildienst 
die Dauer von fünfzehn Jahren nicht überschreiten.

(3) Die Beurlaubung oder der Teildienst nach Absatz 1 
sollen auf Antrag widerrufen oder abgeändert wer-
den, wenn sie der Kirchenbeamtin oder dem Kirchen-
beamten nicht mehr zugemutet werden können und 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Soweit 
zwingende kirchliche oder dienstliche Interessen dies 
erfordern, kann nachträglich die Dauer der Beurlau-
bung oder des Teildienstes beschränkt oder der Um-
fang des zu leistenden Teildienstes erhöht werden.

(4) Während einer Beurlaubung nach Absatz 1 sollen die 
Verbindung zum Dienst und der berufliche Wiederein-
stieg durch geeignete Maßnahmen erleichtert wer-
den.

(5) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich ab-
weichende Regelungen treffen.

§ 51

Beurlaubung und Teildienst aus anderen Gründen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf 
Lebenszeit oder auf Probe können

1. bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren oder

2. für einen Zeitraum, der sich bis zum Beginn des 
Ruhestandes erstrecken muss

 beurlaubt werden, soweit kirchliche oder dienstliche 
Interessen nicht entgegenstehen. Die Beurlaubung 
darf, auch in Verbindung mit einer Beurlaubung nach 
§ 50 und unterhälftigem Teildienst, die Dauer von 
fünfzehn Jahren nicht überschreiten.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Zeit, auf 
Lebenszeit oder auf Probe kann auf Antrag Teildienst 
bewilligt werden, soweit kirchliche oder dienstliche 
Interessen nicht entgegenstehen. Soweit zwingende 
kirchliche oder dienstliche Interessen dies erfordern, 
kann nachträglich die Dauer der Beurlaubung oder 
des Teildienstes beschränkt oder der Umfang des zu 
leistenden Teildienstes erhöht werden.

(3) Die Beurlaubung und der Teildienst nach den Absät-
zen 1 und 2 sollen auf Antrag widerrufen oder abge-
ändert werden, wenn sie der Kirchenbeamtin oder 
dem Kirchenbeamten nicht mehr zugemutet werden 
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können und dienstliche Gründe nicht entgegenste-
hen.

(4) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich Re-
gelungen über den Altersteildienst und über eine 
Sabbatzeit treffen. Die Regelung des Teildienstes un-
ter Überschreitung der Regelaltersgrenze gemäß 
§ 66 Absatz 5 bleibt unberührt.

§ 52

Informationspflicht und Benachteiligungsverbot

(1) Wird eine Beurlaubung oder ein Teildienst beantragt, 
so sind die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 
schriftlich auf die sich daraus ergebenden Rechtsfol-
gen hinzuweisen.

(2) Beurlaubung aus familiären Gründen und Teildienst 
dürfen sich bei dem beruflichen Fortkommen nicht 
nachteilig auswirken, wenn nicht zwingende sachli-
che Gründe vorliegen.

§ 53

Nebentätigkeit während der Freistellung

(1) Während einer Beurlaubung oder eines Teildienstes 
dürfen nur solche Nebentätigkeiten ausgeübt wer-
den, die dem Zweck der Beurlaubung oder des Teil-
dienstes nicht zuwiderlaufen.

(2) Während einer Beurlaubung bedürfen Nebentätigkei-
ten abweichend von den §§ 43 bis 48 keiner Geneh-
migung. Erwerbstätigkeiten im Umfang von mindes-
tens der Hälfte eines uneingeschränkten Dienstes 
sind genehmigungspflichtig.

§ 54

Allgemeine Rechtsfolgen einer Beurlaubung

(1) Mit dem Beginn einer Beurlaubung verlieren die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten die mit dem 
ihnen verliehenen Amt verbundenen oder persönlich 
übertragenen Aufgaben. Es ruht die Pflicht der beur-
laubten Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten zur 
Dienstleistung. Das Dienstverhältnis dauert fort. Die 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten unterliegen 
insbesondere weiterhin den Pflichten aus § 18 und 
der Disziplinaraufsicht ihres Dienstherrn. Alle An-
wartschaften, die im Zeitpunkt der Beurlaubung er-
worben waren, bleiben gewahrt. Die besoldungs- und 
versorgungsrechtlichen Vorschriften über die Be-
rücksichtigung von Zeiten einer Beurlaubung ohne 
Besoldung bleiben unberührt.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sollen an 
Fortbildungsveranstaltungen und Maßnahmen der 
Personalentwicklung im Sinne des § 41 teilnehmen.

(3) Während der Zeit der Beurlaubung aus familiären 
Gründen (§ 50) besteht Anspruch auf Beihilfe in 
Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen in entspre-
chender Anwendung der Beihilferegelungen für Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamte mit Anspruch 

auf Besoldung. Dies gilt nicht, wenn die Kirchenbe-
amtinnen oder Kirchenbeamten

1. berücksichtigungsfähige Angehörige einer beihil-
feberechtigten Person werden oder

2. nach den Bestimmungen des Fünften Buch Sozi-
algesetzbuch über die Familienversicherung kran-
kenversichert sind oder

3. einen Anspruch auf zusätzliche Leistungen bei 
Pflegezeit als Zuschuss zur Kranken- und Pflege-
versicherung nach dem Elften Buch Sozialgesetz-
buch haben.

 Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen je für ihren Bereich von den Bestimmungen die-
ses Absatzes abweichende oder ergänzende Rege-
lungen treffen.

§ 55

Verfahren

(1) Über eine Beurlaubung oder einen Teildienst und die 
damit verbundenen Regelungen entscheidet die 
oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte 
Stelle.

(2) Die Beurlaubung oder der Teildienst beginnen, wenn 
kein anderer Tag festgesetzt wird, mit dem Ablauf des 
Monats, in dem der Kirchenbeamtin oder dem Kir-
chenbeamten die Verfügung bekannt gegeben wird. 
Bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im 
Schul- und Hochschuldienst sollen der Beginn und 
das Ende einer Freistellung oder eine Änderung der-
selben jeweils auf den Beginn und das Ende eines 
Schulhalbjahres oder eines Semesters festgesetzt 
werden.

(3) Ein Antrag auf Verlängerung einer Beurlaubung oder 
eines Teildienstes soll spätestens drei Monate vor 
Ablauf der Freistellung gestellt werden.

Kapitel 2

Abordnung, Zuweisung, Versetzung und Umwandlung

§ 56

Abordnung

(1) Eine Abordnung ist die vorübergehende Übertragung 
einer dem Amt der Kirchenbeamtin oder des Kirchen-
beamten entsprechenden Tätigkeit bei einer anderen 
Dienststelle desselben oder eines anderen Dienst-
herrn unter Beibehaltung der Zugehörigkeit zur bis-
herigen Dienststelle. Die Abordnung erfolgt im dienst-
lichen Interesse. Die Abordnung kann ganz oder teil-
weise erfolgen.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können ganz 
oder teilweise auch zu einer nicht ihrem Amt entspre-
chenden Tätigkeit abgeordnet werden, wenn ihnen die 
Wahrnehmung der neuen Tätigkeit auf Grund ihrer 
Vorbildung oder Berufsausbildung zuzumuten ist. 
Dabei ist auch die Abordnung zu einer Tätigkeit, die 
nicht ihrem Amt mit demselben Endgrundgehalt ent-
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spricht, zulässig. Die Abordnung nach den Sätzen 1 
und 2 bedarf der Zustimmung der Kirchenbeamtin 
oder des Kirchenbeamten und der Genehmigung der 
obersten Dienstbehörde, wenn sie die Dauer von zwei 
Jahren übersteigt.

(3) Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn bedarf 
der Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kir-
chenbeamten und der Genehmigung der obersten 
Dienstbehörde. Abweichend von Satz 1 ist die Abord-
nung auch ohne Zustimmung der Kirchenbeamtin 
oder des Kirchenbeamten zulässig, wenn die neue 
Tätigkeit einem Amt mit demselben Endgrundgehalt 
auch einer gleichwertigen oder anderen Laufbahn 
entspricht und die Abordnung die Dauer von zwei 
Jahren nicht übersteigt.

(3a)  Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn wird 
von dem abgebenden im Einverständnis mit dem 
aufnehmenden Dienstherrn verfügt. Das Einver-
ständnis ist schriftlich zu erklären.

(4) Für die abgeordneten Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamte sind, soweit zwischen den Dienstherren 
nichts anderes vereinbart ist, die für den Bereich des 
aufnehmenden Dienstherrn geltenden Vorschriften 
über die Rechte und Pflichten der Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten entsprechend anzuwenden mit 
Ausnahme der Regelungen über die Amtsbezeich-
nung (§ 15), die Zahlung von Bezügen, von Beihilfen 
in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen und von 
Versorgung (§ 35 Absatz 1). Die Verpflichtung zur 
Zahlung der Besoldung hat auch der Dienstherr, zu 
dem die Abordnung erfolgt ist.

§ 57

Zuweisung

(1) Eine Zuweisung ist die befristete oder unbefristete 
Übertragung einer dem Amt der Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten entsprechenden Tätigkeit bei 
einer Einrichtung oder einem Dienstherrn außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Kirchengesetzes. Die 
Zuweisung kann ganz oder teilweise erfolgen. Die 
Rechtsstellung der Kirchenbeamtin oder des Kir-
chenbeamten bleibt unberührt.

(2) Die Zuweisung erfolgt im kirchlichen Interesse. Sie 
bedarf der Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des 
Kirchenbeamten und der Genehmigung der obersten 
Dienstbehörde.

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten einer 
Dienststelle, die ganz oder teilweise in eine privat-
rechtlich organisierte Einrichtung der Kirche oder der 
Diakonie umgebildet wird, kann auch ohne ihre Zu-
stimmung im kirchlichen Interesse eine ihrem Amt 
entsprechende Tätigkeit bei dieser Einrichtung zuge-
wiesen werden.

(4) Die Zuweisung endet mit Ablauf der festgelegten 
Dauer. Sie kann im dienstlichen oder kirchlichen In-
teresse beendet werden.

(5) Bei der Zuweisung ist zu entscheiden, ob die Kirchen-
beamtin oder der Kirchenbeamte die Planstelle ver-
liert. Im Falle der Zuweisung unter Verlust der Plan-
stelle erfolgt nach Beendigung der Zuweisung eine 
Einweisung in eine der früheren entsprechenden 
Planstelle.

§ 58

Versetzung

(1) Eine Versetzung ist die auf Dauer angelegte Übertra-
gung eines anderen Amtes bei einer anderen Dienst-
stelle bei demselben oder einem anderen Dienst-
herrn. Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte kön-
nen versetzt werden, wenn sie dies beantragen oder 
ein dienstliches Interesse besteht. Eine Versetzung 
bedarf nicht ihrer Zustimmung, wenn das neue Amt

1. zum Bereich desselben Dienstherrn gehört und

2. derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn 
angehört wie das bisherige Amt und

3. mit mindestens demselben Endgrundgehalt ver-
bunden ist; Stellenzulagen gelten dabei nicht als 
Bestandteile des Grundgehalts.

(2) Einer Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kir-
chenbeamten bei einer Versetzung im Bereich des-
selben Dienstherrn bedarf es auch nicht, wenn wegen

1. der Auflösung einer kirchlichen Körperschaft oder

2. einer wesentlichen Änderung des Aufbaus oder 
der Aufgaben einer kirchlichen Körperschaft oder 
Dienststelle oder bei Zusammenlegungen

 das bisherige Aufgabengebiet berührt wird. Satz 1 gilt 
auch, wenn das neue Amt einer anderen Laufbahn 
derselben Laufbahngruppe angehört als das bisheri-
ge Amt oder die Versetzung zu einem anderen Dienst-
herrn innerhalb der Zuständigkeit der obersten 
Dienstbehörde erfolgt. § 60 Absatz 1 bleibt unberührt.

(3) Bei einem Wechsel des Dienstherrn in den Fällen der 
Absätze 1 und 2 wird die Versetzung von dem abge-
benden im Einverständnis mit dem aufnehmenden 
Dienstherrn und mit Genehmigung der obersten 
Dienstbehörde verfügt; das Einverständnis ist schrift-
lich zu erklären. Das Kirchenbeamtenverhältnis wird 
mit dem neuen Dienstherrn fortgesetzt; dieser tritt an 
die Stelle des bisherigen. Auf die Rechtsstellung der 
Versetzten sind die im Bereich des neuen Dienstherrn 
geltenden Vorschriften anzuwenden.

(4) Besitzen die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten nicht die Befähigung für die andere Laufbahn, so 
haben sie an Maßnahmen für den Erwerb der neuen 
Befähigung teilzunehmen.

§ 59

Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses

Das Kirchenbeamtenverhältnis Ordinierter kann in 
ein Pfarrdienstverhältnis umgewandelt werden, wenn 
ein dienstliches Interesse besteht. In diesem Fall wird 
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das Kirchenbeamtenverhältnis als Pfarrdienstverhältnis 
fortgesetzt. 

Kapitel 3

Wartestand

§ 60

Voraussetzungen für die Versetzung in den Wartestand

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit können in den Wartestand versetzt 
werden, wenn kirchliche Körperschaften oder Dienst-
stellen aufgelöst, in ihrem Aufbau oder in ihren Auf-
gaben wesentlich geändert oder mit anderen zusam-
mengelegt werden und die Kirchenbeamtin oder der 
Kirchenbeamte weder weiterverwendet noch nach § 
58 Absatz 2 versetzt werden kann.

(2) Die Versetzung in den Wartestand ist nur innerhalb 
von drei Monaten nach dem Inkrafttreten der Maß-
nahme nach Absatz 1 zulässig.

(3) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse kann vorsehen, dass Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit 
in den Wartestand versetzt werden können, wenn in 
ihrem bisherigen Amt eine nachhaltige Störung in der 
Wahrnehmung des Dienstes festgestellt wird und sie 
weder weiterverwendet noch versetzt werden kön-
nen.

§ 61

Allgemeine Rechtsfolgen und Verfahren

(1) Die Versetzung in den Wartestand wird von der obers-
ten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stel-
le verfügt. Die Verfügung ist der Kirchenbeamtin oder 
dem Kirchenbeamten zuzustellen. Sie kann bis zum 
Beginn des Wartestandes zurückgenommen werden.

(2) Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Verfügung 
ein späterer Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem Ende 
des Monats, in dem der Kirchenbeamtin oder dem 
Kirchenbeamten die Versetzung in den Wartestand 
zugestellt worden ist.

(3) Das Kirchenbeamtenverhältnis wird durch die Verset-
zung in den Wartestand nicht beendet. Die Kirchen-
beamtin oder der Kirchenbeamte verliert jedoch mit 
dem Beginn des Wartestandes die Planstelle. In den 
Wartestand Versetzte erhalten Wartestandsbezüge 
nach Maßgabe der jeweils geltenden kirchengesetz-
lichen Bestimmungen.

(4) Mit Beginn des Wartestands tritt für Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamte nach § 2 Absatz 1 Satz 2 an 
die Stelle des bisherigen Dienstherrn die aufsichts-
führende Kirche.

§ 62

Verwendung im Wartestand

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimm-
te Stelle kann Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten im Wartestand jederzeit einen Auftrag zur Wahr-

nehmung dienstlicher Aufgaben, die ihrer Vorbildung 
entsprechen, erteilen (Wartestandsauftrag). Die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind verpflich-
tet, diesem Auftrag Folge zu leisten. Auf die persön-
lichen Verhältnisse ist in angemessenen Grenzen 
Rücksicht zu nehmen.

(2) Bleiben sie entgegen der Verpflichtung nach Absatz 1 
Satz 2 schuldhaft dem Dienst fern, so verlieren sie für 
die Zeit des Fernbleibens den Anspruch auf etwaige 
Bezüge aus diesem Dienst und auf Wartestandsbezü-
ge.

§ 63

Wiederverwendung

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Warte-
stand können vor Vollendung des 63. Lebensjahres je-
derzeit wieder zum Dienst berufen werden. Sie sind ver-
pflichtet, einer erneuten Berufung zum Dienst Folge zu 
leisten, wenn ihnen Besoldung nach der Besoldungs-
gruppe gewährt wird, aus der sich die Wartestandsbezü-
ge errechnen. § 62 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

§ 64

Versetzung in den Ruhestand

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit im Wartestand können mit ihrer Zustimmung je-
derzeit in den Ruhestand versetzt werden. In den 
Fällen des § 60 Absatz 1 können sie mit dem Ablauf 
des Monats, in dem eine dreijährige Wartestandszeit 
endet, auch gegen ihren Willen in den Ruhestand 
versetzt werden. In den Fällen des § 60 Absatz 3 sind 
sie mit dem Ablauf des Monats, in dem eine dreijäh-
rige Wartestandszeit endet, in den Ruhestand zu 
versetzen.

(2) Der Lauf der Fristen nach Absatz 1 wird durch einen 
Auftrag nach § 62 Absatz 1 gehemmt.

(3) §§ 65 bis 74 bleiben unberührt.

§ 65

Ende des Wartestandes

Der Wartestand endet

1. mit der erneuten Berufung zum Dienst (§ 63),

2. mit der Versetzung oder dem Eintritt in den Ruhe-
stand (§§ 64, 66 ff.) oder

3. mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnis-
ses (§ 75).

Kapitel 4

Ruhestand

§ 66

Eintritt in den Ruhestand, Hinausschieben der 

Regelaltersgrenze

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit treten mit dem Ende des Monats in 
den Ruhestand, in dem sie die Regelaltersgrenze 
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erreichen. Sie erreichen die Regelaltersgrenze mit 
Vollendung des 67. Lebensjahres. Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamte im Schul- und Hochschul-
dienst treten mit Ablauf des Schulhalbjahres oder des 
Semesters in den Ruhestand, in dem sie die Regelal-
tersgrenze erreichen.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit, die vor dem 1. Januar 1947 geboren 
sind, erreichen die Regelaltersgrenze mit Vollendung 
des 65. Lebensjahres. Für Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit, die nach 
dem 31. Dezember 1946 geboren sind, wird die Regel-
altersgrenze wie folgt angehoben:

Geburtsjahr Anhebung 
um Monate

Altersgrenze
Jahr Monat

1947 1 65 1

1948 2 65 2

1949 3 65 3

1950 4 65 4

1951 5 65 5

1952 6 65 6

1953 7 65 7

1954 8 65 8

1955 9 65 9

1956 10 65 10

1957 11 65 11

1958 12 66 0

1959 14 66 2

1960 16 66 4

1961 18 66 6

1962 20 66 8

1963 22 66 10

(3) Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse können je für ihren Bereich durch Kirchen-
gesetz eine abweichende Regelaltersgrenze festset-
zen.

(4) Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann der 
Eintritt in den Ruhestand mit Zustimmung der Kir-
chenbeamtin oder des Kirchenbeamten um bis zu drei 
Jahre hinausgeschoben werden. Bei Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamten im Schul- und Hochschul-
dienst geschieht dies unter Berücksichtigung des 
Ablaufs des Schulhalbjahres oder des Semesters.

(5) Auf Antrag einer Kirchenbeamtin oder eines Kirchen-
beamten kann der Eintritt in den Ruhestand bei Vor-
liegen eines dienstlichen Interesses um höchstens 
zwei Jahre hinausgeschoben werden. Das gilt nur, 
wenn für einen Zeitraum von höchstens zwei Jahren 
vor Beginn des Monats, in dem die jeweils geltende 
Regelaltersgrenze erreicht wird, und höchstens zwei 
Jahre danach Teildienst mit der Hälfte der regelmä-
ßigen Arbeitszeit bewilligt wird. Die Zeiträume vor 
und nach der jeweils geltenden Regelaltersgrenze 

müssen gleich lang sein; eine Bewilligung in Form 
eines Blockmodells ist nicht möglich. Der Antrag ist 
spätestens sechs Monate vor dem Zeitpunkt zu stel-
len, zu dem der Teildienst beginnen soll.

(6) Dem Antrag nach Absatz 5 darf nur entsprochen wer-
den, wenn die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte sich verpflichtet, während des Bewilligungszeit-
raumes berufliche Verpflichtungen außerhalb des 
Kirchenbeamtenverhältnisses nur in dem Umfang 
einzugehen, in dem die Ausübung von Nebentätigkei-
ten gestattet ist. Ausnahmen hiervon sind nur zuläs-
sig, soweit dies mit dem Kirchenbeamtenverhältnis 
vereinbar ist. Dabei ist von der regelmäßigen Arbeits-
zeit auszugehen. Wird der Verpflichtung nach Satz 1 
schuldhaft nicht nachgekommen, soll die Bewilligung 
mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden.

(7) Die Bewilligung nach Absatz 5 darf außer in den Fäl-
len des Absatzes 6 Satz 4 mit Wirkung für die Zukunft 
nur widerrufen werden, wenn der Kirchenbeamtin 
oder dem Kirchenbeamten der Teildienst nicht mehr 
zugemutet werden kann. Wird die Bewilligung wider-
rufen, nachdem die Regelaltersgrenze erreicht wor-
den ist, tritt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte mit dem Ende des Monats in den Ruhestand, in 
dem der Widerruf zugestellt worden ist. Die Vor-
schriften über die Beendigung des Kirchenbeamten-
verhältnisses wegen Dienstunfähigkeit und die Fest-
stellung der begrenzten Dienstfähigkeit bleiben un-
berührt.

(8) Das Nähere zu den Absätzen 5 bis 7 regeln die Evan-
gelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich. Sie können die Anwendung der Absätze 5 bis 7 
ausschließen.

§ 67

Ruhestand vor Erreichen der Regelaltersgrenze

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit können auf eigenen Antrag in den 
Ruhestand versetzt werden, wenn 

1. sie das 63. Lebensjahr vollendet haben oder

2. ihnen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 
im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
zuerkannt worden ist und sie das 62. Lebensjahr 
vollendet haben.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit, denen ein Grad der Behinderung 
von wengistens 50 im Sinne des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch zuerkannt worden ist und die vor 
dem 1. Januar 1952 geboren sind, können auf ihren 
Antrag in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie 
das 60. Lebensjahr vollendet haben. Für Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf 
Zeit, die schwerbehindert im Sinne des staatlichen 
Schwerbehindertenrechts sind und nach dem 31. De-
zember 1951 geboren sind, wird die Altersgrenze wie 
folgt angehoben:
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Geburtsjahr
Geburtsmonat

Anhebung 
um Monate

Altersgrenze
Jahr Monat

1952

Januar 1 60 1

Februar 2 60 2

März 3 60 3

April 4 60 4

Mai 5 60 5

Juni - Dezember 6 60 6

1953 7 60 7

1954 8 60 8

1955 9 60 9

1956 10 60 10

1957 11 60 11

1958 12 61 0

1959 14 61 2

1960 16 61 4

1961 18 61 6

1962 20 61 8

1963 22 61 10

(3) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
können je für ihren Bereich durch Kirchengesetz Al-
tersgrenzen festsetzen, die von den in den Absätzen 
1 und 2 genannten Altersgrenzen abweichen.

§ 68

Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit, Verpflichtung zur 

Rehabilitation

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebens-
zeit oder auf Zeit sind in den Ruhestand zu versetzen, 
wenn sie infolge ihres körperlichen Zustandes oder 
aus gesundheitlichen Gründen zur Erfüllung ihrer 
Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstunfähig) sind. 
Dienstunfähigkeit kann auch dann angenommen wer-
den, wenn wegen Krankheit innerhalb von sechs 
Monaten mehr als drei Monate kein Dienst geleistet 
wurde und keine Aussicht besteht, dass innerhalb 
weiterer sechs Monate wieder volle Dienstfähigkeit 
erlangt wird.

(1a)  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zur 
Vermeidung einer drohenden Dienstunfähigkeit ver-
pflichtet, an geeigneten und zumutbaren gesund-
heitlichen und beruflichen Rehabilitationsmaßnah-
men teilzunehmen.

(2) Von einer Versetzung in den Ruhestand soll abgese-
hen werden, wenn ein anderes Amt derselben oder 
einer gleichwertigen Laufbahn mit mindestens dem-
selben Endgrundgehalt übertragen werden kann und 
wenn zu erwarten ist, dass die Kirchenbeamtin oder 
der Kirchenbeamte den gesundheitlichen Anforde-
rungen des neuen Amtes genügt; zum Endgrundge-
halt gehören auch Amtszulagen und ruhegehaltfähige 

Stellenzulagen. Zur Vermeidung der Versetzung in 
den Ruhestand kann unter Beibehaltung des Amtes 
auch eine geringerwertige Tätigkeit innerhalb dersel-
ben Laufbahngruppe übertragen werden, wenn eine 
anderweitige Verwendung nicht möglich ist und die 
Wahrnehmung der neuen Aufgaben unter Berück-
sichtigung der bisherigen Tätigkeit zuzumuten ist.

§ 69

Verfahren bei Dienstunfähigkeit

(1) Beantragt eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbe-
amter die Versetzung in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit, so wird die Dienstunfähigkeit in 
der Regel aufgrund eines ärztlichen Gutachtens fest-
gestellt, das die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbe-
amten für dauernd unfähig hält, die Dienstpflichten 
zu erfüllen.

(2) Soll die Versetzung in den Ruhestand wegen Dienst-
unfähigkeit ohne Antrag erfolgen, so wird der Kir-
chenbeamtin oder dem Kirchenbeamten unter Anga-
be der Gründe mitgeteilt, dass eine Versetzung in den 
Ruhestand beabsichtigt ist. Die Kirchenbeamtin oder 
der Kirchenbeamte kann innerhalb eines Monats Ein-
wendungen erheben. Nach Ablauf der Frist wird von 
der für die Versetzung in den Ruhestand zuständigen 
Stelle mit Genehmigung der obersten Dienstbehörde 
über die Versetzung in den Ruhestand entschieden. 
Während des Verfahrens kann angeordnet werden, 
dass die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte die 
Dienstgeschäfte ruhen lässt.

(3) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte kann 
verpflichtet werden, ein ärztliches Gutachten über die 
Dienstfähigkeit vorzulegen und sich, falls dies für 
erforderlich gehalten wird, ärztlich beobachten zu 
lassen.

(4) Entzieht sich die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte trotz zweimaliger schriftlicher Aufforderung 
ohne hinreichenden Grund der Verpflichtung, sich 
untersuchen oder beobachten zu lassen, so kann sie 
oder er so behandelt werden, als ob die Dienstunfä-
higkeit ärztlich bestätigt worden wäre. Die Besoldung 
wird mit dem Ende des Monats, in dem die Versetzung 
in den Ruhestand bekannt gegeben wird, einbehalten, 
soweit sie das Ruhegehalt übersteigt.

(5) Gutachten, Untersuchungen und Beobachtungen sol-
len, soweit nicht im Einzelfall die Dienstunfähigkeit 
zweifelsfrei feststeht, durch Vertrauens- oder Amts-
ärztinnen und -ärzte erfolgen, wenn nicht die Evan-
gelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen oder 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich etwas anderes bestimmt haben. Gutachten 
entfalten keine verbindliche Wirkung. Sie schließen 
die Erhebung weiterer Beweise nicht aus.

§ 70

Begrenzte Dienstfähigkeit

(1) Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse nichts anderes bestimmt, 
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soll von der Versetzung in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit abgesehen werden, wenn die Kir-
chenbeamtin oder der Kirchenbeamte unter Beibe-
haltung des Amtes ihre oder seine Dienstpflichten 
noch während mindestens der Hälfte der regelmäßi-
gen Arbeitszeit erfüllen kann (begrenzte Dienstfähig-
keit).

(2) Die Arbeitszeit der Kirchenbeamtin oder des Kirchen-
beamten ist entsprechend der begrenzten Dienstfä-
higkeit herabzusetzen. Mit Zustimmung der Kirchen-
beamtin oder des Kirchenbeamten ist auch eine ein-
geschränkte Verwendung in einer nicht dem bisheri-
gen Amt entsprechenden Tätigkeit möglich.

(3) Von einer eingeschränkten Verwendung der Kirchen-
beamtin oder des Kirchenbeamten nach Absatz 2 soll 
abgesehen werden, wenn nach § 68 Absatz 2 ein an-
deres Amt oder eine geringerwertige Tätigkeit über-
tragen werden kann.

(4) § 69 Absatz 2 bis 5 und § 72 gelten entsprechend.

§ 71

Allgemeine Voraussetzung

Eintritt und Versetzung in den Ruhestand setzen vor-
aus, dass ein Anspruch auf Ruhegehalt nach Maßgabe 
der jeweils geltenden kirchengesetzlichen Bestimmun-
gen gegeben ist.

§ 72

Verfahren und Rechtsfolgen

(1) Die Versetzung in den Ruhestand wird von der für die 
Ernennung zuständigen Stelle verfügt. Im Rahmen 
einer Abordnung nach § 56 erfolgt die Versetzung in 
den Ruhestand durch den abordnenden Dienstherrn 
im Einvernehmen mit dem aufnehmenden Dienst-
herrn. Im Falle der Zuweisung nach § 57 wird das 
Einvernehmen mit der Einrichtung oder dem Dienst-
herrn hergestellt. Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamte auf Zeit werden von dem freistellenden 
Dienstherrn nach Maßgabe des bei ihm geltenden 
Rechts im Einvernehmen mit dem Dienstherrn, bei 
dem das Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit besteht, 
in den Ruhestand versetzt. Die Sätze 2 bis 4 gelten für 
den Eintritt in den Ruhestand entsprechend.

(2) Die Verfügung ist der Kirchenbeamtin oder dem Kir-
chenbeamten zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn 
des Ruhestandes zurückgenommen werden.

(3) Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 kein Zeitpunkt 
bestimmt ist, beginnt der Ruhestand mit dem Ende des 
Monats, in dem die Verfügung zugestellt worden ist.

(4) Mit Beginn des Ruhestandes tritt für Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamte nach § 2 Absatz 1 Satz 2 an 
die Stelle des bisherigen Dienstherrn die aufsichts-
führende Kirche.

(5) Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht der 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten zur Dienst-
leistung. Sie erhalten Versorgungsbezüge nach den 
jeweils geltenden kirchengesetzlichen Bestimmun-

gen des Versorgungsrechts. Im Übrigen bleibt ihnen 
ihre Rechtsstellung erhalten. Sie unterstehen insbe-
sondere weiterhin den Pflichten nach § 18 und der 
Disziplinaraufsicht ihres Dienstherrn.

(6) Abweichend von den §§ 43 bis 48 bedürfen Nebentä-
tigkeiten keiner Genehmigung. Eine Nebentätigkeit 
kann unter den Voraussetzungen des § 46 Absatz 2 
Satz 2 Nummer 3 untersagt werden.

§ 73

Wiederverwendung nach Versetzung in den Ruhestand

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhestand 
können vor Vollendung des 63. Lebensjahres, als 
Schwerbehinderte im Sinne des staatlichen Schwer-
behindertenrechts vor Vollendung der Altersgrenze 
nach § 67 Absatz 1 und 2 jederzeit wieder zum Dienst 
berufen werden, wenn die Gründe für die Versetzung 
in den Ruhestand weggefallen sind; das Gleiche gilt 
für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhe-
stand, die nach § 64 in den Ruhestand versetzt wur-
den, wenn die Gründe für die Versetzung in den War-
testand weggefallen sind. Sie sind verpflichtet, einer 
erneuten Berufung in den Dienst Folge zu leisten, 
wenn ihnen ein gleichwertiges Amt übertragen wer-
den soll und zu erwarten ist, dass sie den gesundheit-
lichen Anforderungen des neuen Amtes genügen. 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten kann auch 
ein Amt ihrer früheren Laufbahn mit einer geringer-
wertigen Tätigkeit übertragen werden, wenn eine an-
derweitige Verwendung nicht möglich ist und ihnen die 
Wahrnehmung der neuen Aufgabe unter Berücksich-
tigung ihrer früheren Tätigkeit zuzumuten ist.

(2) Das Vorliegen der Dienstunfähigkeit kann in regelmä-
ßigen Abständen überprüft werden. Zur Prüfung ihrer 
Dienstfähigkeit sind Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamte verpflichtet, sich nach Weisung ärztlich un-
tersuchen zu lassen. § 69 Absatz 3 und 5 ist anzuwen-
den.

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind auf Wei-
sung verpflichtet, zur Wiederherstellung ihrer Dienst-
fähigkeit an geeigneten und zumutbaren gesundheit-
lichen und beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen 
teilzunehmen.

§ 74

Ruhestand beim Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe 

wegen Dienstunfähigkeit

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe 
sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie infolge 
Krankheit, Verletzung oder sonstiger Beschädigung, 
die sie sich ohne grobes Verschulden bei Ausübung 
oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen ha-
ben, dienstunfähig (§ 68) geworden sind.

(2) Sie können in den Ruhestand versetzt werden, wenn 
sie aus anderen Gründen dienstunfähig geworden sind. 
Die Entscheidung trifft die oberste Dienstbehörde.

(3) §§ 68, 69, 72 und 73 finden entsprechende Anwen-
dung.
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Teil 5
Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses

§ 75

Grundbestimmung

Das Kirchenbeamtenverhältnis endet außer durch 
den Tod durch

1. Entlassung oder

2. Entfernung aus dem Dienst.

§ 76

Entlassung kraft Gesetzes

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind kraft 
Gesetzes entlassen, wenn sie

1. aus der Kirche austreten,

2. den Dienst ohne Genehmigung des Dienstherrn 
aufgeben oder nach Ablauf einer Beurlaubung 
trotz Aufforderung durch den Dienstherrn nicht 
wieder aufnehmen,

3. in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder Dienstver-
hältnis zu einem anderen Dienstherrn treten, so-
fern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist oder 
die für die Ernennung zuständige Stelle keine an-
dere Regelung trifft,

4. nach dem Pfarrdienstrecht Auftrag und Recht zur 
öffentlichen Wortverkündigung und Sakraments-
verwaltung verloren haben, soweit die Ordination 
Voraussetzung für ihr bisheriges Amt war.

(2) Die für die Ernennung zuständige Stelle entscheidet 
darüber, ob die Voraussetzungen nach Absatz 1 vor-
liegen, und stellt den Tag der Beendigung des Kir-
chenbeamtenverhältnisses fest.

(3) Absatz 1 Nummer 1 findet keine Anwendung, wenn 
die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte mit Ge-
nehmigung der obersten Dienstbehörde im unmittel-
baren Zusammenhang mit dem Kirchenaustritt Mit-
glied einer Kirche wird, die mit der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche oder einem 
gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft steht.

§ 77

Entlassung wegen einer Straftat

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind kraft 
Gesetzes entlassen, wenn sie in einem ordentlichen 
Strafverfahren durch Urteil eines deutschen Gerichts 
wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe 
von mindestens einem Jahr rechtskräftig verurteilt 
worden sind. Die Entlassung aus dem Dienst wird 
einen Monat nach amtlicher Kenntnis der diszipli-
naraufsichtführenden Stelle von der Rechtskraft des 
strafgerichtlichen Urteils rechtswirksam, spätestens 
einen Monat nach Zugang der amtlichen Mitteilung 
bei der disziplinaraufsichtführenden Stelle.

(2) Eine Entlassung nach Absatz 1 erfolgt nicht, wenn vor 
Ablauf der Frist nach Absatz 1 Satz 2 aus kirchlichem 

Interesse ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder die 
Fortsetzung eines bereits eingeleiteten Disziplinar-
verfahrens beantragt oder beschlossen wird. Ein An-
spruch auf Einleitung oder Fortsetzung eines Diszip-
linarverfahrens besteht nicht.

(3) Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder fortge-
setzt, so tritt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte mit der Einleitung oder Fortsetzung dieses 
Verfahrens in den Wartestand, soweit sie oder er sich 
nicht bereits auf Grund anderer Regelungen im War-
te- oder Ruhestand befindet.

§ 78

Wirkungen eines Wiederaufnahmeverfahrens

(1) Wird eine Entscheidung, durch die die Entlassung aus 
dem Dienst nach § 77 bewirkt worden ist, in einem 
strafgerichtlichen Wiederaufnahmeverfahren rechts-
kräftig durch eine Entscheidung ersetzt, die diese 
Wirkungen nicht hat, so gilt das Kirchenbeamtenver-
hältnis als nicht unterbrochen. Die Kirchenbeamtin 
oder der Kirchenbeamte wird, sofern die Altersgrenze 
noch nicht erreicht ist und zumindest begrenzte 
Dienstfähigkeit vorliegt, nach Möglichkeit entspre-
chend der früheren Tätigkeit verwendet. Bis zur Ein-
weisung in eine Stelle werden die bisherigen Dienst-
bezüge gezahlt.

(2) Ist auf Grund des im Wiederaufnahmeverfahrens fest-
gestellten Sachverhalts ein Disziplinarverfahren ein-
geleitet worden, so verliert die Kirchenbeamtin oder 
der Kirchenbeamte den Anspruch auf Dienstbezüge 
nach Absatz 1, wenn auf Entfernung aus dem Dienst 
erkannt wird. Bis zur Rechtskraft des Disziplinarur-
teils können die Ansprüche nicht geltend gemacht 
werden.

(3) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte muss 
sich auf die ihr oder ihm nach Absatz 1 zustehenden 
Dienstbezüge ein anderes Arbeitseinkommen oder 
einen Unterhaltsbeitrag anrechnen lassen; hierüber 
ist Auskunft zu geben.

§ 79

Entlassung ohne Antrag

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu ent-
lassen, wenn sie

1. sich weigern, das Gelöbnis nach § 19 abzulegen,

2. nicht in den Ruhestand eintreten können oder ver-
setzt werden können, weil eine versorgungsrecht-
liche Wartezeit nicht erfüllt ist,

3. sich einer anderen Kirche oder Religionsgemein-
schaft anschließen, die nicht mit der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche 
oder einem gliedkirchlichen Zusammenschluss in 
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht.

(2) Die Entlassung nach Absatz 1 Nummer 1 und 3 wird 
mit der Zustellung der Entlassungsverfügung wirk-
sam. Die Entlassung nach Absatz 1 Nummer 2 wird mit 
Ablauf des Monats, der auf den Monat folgt, in dem die 
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Entlassungsverfügung der Kirchenbeamtin oder dem 
Kirchenbeamten zugestellt worden ist, wirksam.

§ 80

Entlassung auf Verlangen

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu ent-
lassen, wenn sie gegenüber dem Dienstherrn schrift-
lich ihre Entlassung verlangen. Die Erklärung kann 
zurückgenommen werden, solange die Entlassungs-
verfügung der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbe-
amten noch nicht zugegangen ist.

(2) Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt aus-
zusprechen. Mit Rücksicht auf dienstliche Belange 
kann sie längstens bis drei Monate – bei Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten im Schul- und Hochschul-
dienst längstens bis zum Ablauf des Schulhalbjahres 
oder des Semesters – hinausgeschoben werden.

(3) Der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten kann 
mit der Entlassung die Möglichkeit eingeräumt werden, 
in das Kirchenbeamtenverhältnis zurückzukehren. Sie 
kann befristet werden und setzt voraus, dass im Zeit-
punkt der Rückkehr die für die Übertragung eines 
Amtes erforderlichen persönlichen Voraussetzungen 
gegeben sind. Das Nähere regeln die Evangelische 
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.

§ 81

Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit sind 
kraft Gesetzes entlassen, wenn sie nach Ablauf ihrer 
Amtszeit nicht für eine weitere Amtszeit berufen wer-
den und wenn das bisherige Kirchenbeamtenverhält-
nis nicht in ein solches anderer Art umgewandelt 
wird. Sie sind auch entlassen, wenn sie in dem neben 
dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit fortbeste-
henden öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis bei 
einem anderen Dienstherrn in den Ruhestand treten 
oder in den Ruhestand versetzt werden.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit kön-
nen im Einvernehmen mit dem freistellenden Dienst-
herrn vorzeitig entlassen werden, wenn die oberste 
Dienstbehörde des Dienstherrn, bei dem ein Kirchen-
beamtenverhältnis auf Zeit besteht, feststellt, dass 
die Voraussetzungen einer Versetzung in den Warte-
stand nach § 60 vorliegen.

§ 82

Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf 

Probe

(1) Erreichen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Probe die Regelaltersgrenze, so sind sie mit dem 
Ende des Monats, in den dieser Zeitpunkt fällt, ent-
lassen.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe 
sind, soweit nicht durch Rechtsvorschrift der Evange-
lischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse etwas anderes 
bestimmt ist, zu entlassen, wenn

1. sie sich in der Probezeit nicht bewähren,

2. sie eine Amtspflichtverletzung begehen, die im 
Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit min-
destens eine Kürzung der Bezüge zur Folge hätte,

3. sie dienstunfähig sind und nicht in den Ruhestand 
versetzt werden.

(3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe 
können entlassen werden, wenn kirchliche Körper-
schaften oder Dienststellen aufgelöst, in ihrem Auf-
bau oder in ihren Aufgaben wesentlich geändert oder 
mit anderen zusammengelegt werden und die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Probe 
weder weiterverwendet noch nach § 58 Absatz 2 ver-
setzt werden können.

(4) In den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1 und 3 und des 
Absatzes 3 ist eine Frist einzuhalten, und zwar bei 
einer Beschäftigungszeit von

1. bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Monats-
schluss und

2. von mehr als drei Monaten sechs Wochen zum 
Schluss eines Kalendervierteljahres.

 Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener 
Tätigkeit im Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe im 
Bereich derselben obersten Dienstbehörde.

§ 83

Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf 

Widerruf

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Widerruf 
können jederzeit entlassen werden. Die Entlassung 
ist ohne Einhaltung einer Frist möglich. § 82 Absatz 1 
gilt entsprechend.

(2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Wider-
ruf im Vorbereitungsdienst soll Gelegenheit gegeben 
werden, den Vorbereitungsdienst abzuleisten und die 
für ihre Laufbahn vorgeschriebene Prüfung abzule-
gen. Mit der Ablegung der Prüfung endet das Kir-
chenbeamtenverhältnis, soweit nichts anderes be-
stimmt ist.

§ 84

Verfahren und Rechtsfolgen der Entlassung

(1) Die Entlassung wird von der für die Ernennung zu-
ständigen Stelle verfügt. Sie wird mit dem in der 
Entlassungsverfügung angegebenen Zeitpunkt, je-
doch frühestens mit ihrer Zustellung wirksam. In den 
Fällen der Entlassung nach den §§ 76 und 77 wird der 
durch das Kirchengesetz bestimmte Zeitpunkt der 
Entlassung mitgeteilt.

(2) Ist das Kirchenbeamtenverhältnis durch Entlassung 
beendet worden, haben die früheren Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamten keinen Anspruch mehr auf 
Besoldung, Versorgung oder sonstige Leistungen, 
soweit nicht die Evangelische Kirche in Deutschland, 
die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich gesetzlich etwas ande-
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res bestimmt haben. Wird die Entlassung im Laufe 
eines Kalendermonats wirksam, so kann ihnen die für 
den Entlassungsmonat gezahlte Besoldung oder Ver-
sorgung belassen werden.

(3) Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, befristet 
oder unter Auflagen als laufende oder als Einmalzah-
lung gewährt werden. Die Amts- oder Dienstbezeich-
nung und die im Zusammenhang mit dem Amt oder 
Dienst verliehenen Titel dürfen nur weitergeführt 
werden, wenn die Erlaubnis nach § 15 Absatz 4 hierzu 
erteilt worden ist.

§ 85

Entfernung aus dem Dienst

Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Diszi-
plinarrecht geregelt.

Teil 6
Rechtsschutz und Verfahren

§ 85a Verwaltungsverfahren

Für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit 
nach diesem Kirchengesetz gelten ergänzend die Be-
stimmungen des Verwaltungsverfahrens- und -zustel-
lungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
soweit diese nicht zu den Bestimmungen dieses Kir-
chengesetzes in Widerspruch stehen oder soweit nicht 
in diesem Kirchengesetz oder anderen Kirchengesetzen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse etwas 
anderes bestimmt ist.

§ 86

Allgemeines Beschwerderecht

(1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können An-
träge und Beschwerden vorbringen. Dabei haben sie 
den Dienstweg einzuhalten. Der Beschwerdeweg 
steht ihnen bis zur obersten Dienstbehörde offen.

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen die unmittelbare 
Vorgesetzte oder den unmittelbaren Vorgesetzten, so 
kann sie bei dem nächsthöheren Vorgesetzten unmit-
telbar eingelegt werden.

(3) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 87

Rechtsweg, Vorverfahren

(1) Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Dienstverhältnis ist 
nach Maßgabe des in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, den Gliedkirchen und den gliedkirchli-
chen Zusammenschlüssen jeweils geltenden Rechts 
der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwaltungsge-
richten eröffnet.

(2) Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
regeln je für ihren Bereich, ob vor Eröffnung des 
Rechtswegs ein Vorverfahren erforderlich ist.

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Ab-
ordnung, Zuweisung, Versetzung oder Versetzung in 
den Wartestand haben keine aufschiebende Wirkung.

§ 88

Leistungsbescheid

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können 
nach Maßgabe ihres Rechts Ansprüche aus Kirchenbe-
amtenverhältnissen durch Leistungsbescheid geltend 
machen. Die Möglichkeit, einen Anspruch durch Erhe-
bung einer Klage zu verfolgen, bleibt unberührt.

§ 89

(weggefallen)

Teil 7
Sondervorschriften

§ 90

Ordinierte Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte

Die allgemeinen Vorschriften des Pfarrdienstrechts 
über die Ordination gelten für Ordinierte im Kirchenbe-
amtenverhältnis unmittelbar. Im Übrigen gelten für Or-
dinierte im Kirchenbeamtenverhältnis diejenigen Vor-
schriften des Pfarrdienstrechts entsprechend, durch die 
nähere Regelungen über die Wahrnehmung von Auftrag 
und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und zur 
Sakramentsverwaltung sowie über Beschränkungen in 
der Ausübung dieses Auftrages und Rechts getroffen 
werden.

§ 91

Kirchenleitende Organe und Ämter

(1) Für die Mitglieder kirchenleitender Organe sowie für 
Inhaberinnen und Inhaber kirchenleitender Ämter, 
die in einem Kirchenbeamtenverhältnis stehen, kön-
nen die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se je für ihren Bereich durch Kirchengesetz abwei-
chende Regelungen treffen.

(2) Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, 
der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse bestimmt für den jeweiligen Bereich, wer 
Mitglied eines kirchenleitenden Organs ist und wer 
ein kirchenleitendes Amt innehat.

§ 92

Kirchenbeamtenvertretungen

Bei der Vorbereitung kirchenbeamtenrechtlicher Vor-
schriften sind nach Maßgabe des jeweils geltenden 
Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der 
Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se Vertreterinnen und Vertreter der Kirchenbeamten-
schaft zu beteiligen. Zu diesem Zweck können Kirchen-
beamtenvertretungen gebildet werden. Das Nähere re-
geln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je 
für ihren Bereich.
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Teil 8
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 93

Zuständigkeiten

(1) Soweit in diesem Kirchengesetz keine andere Zustän-
digkeit bestimmt ist, ist die jeweilige oberste kirchli-
che Verwaltungsbehörde zuständig. Die Evangelische 
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse können die in diesem 
Kirchengesetz bestimmten Zuständigkeiten je für ih-
ren Bereich in anderer Weise regeln.

(2) Unbeschadet der in diesem Kirchengesetz geregelten 
Zuständigkeiten können die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse je für ihren Bereich die Rechts-
stellung der Dienstherren im Sinne des § 2 Absatz 1 
Satz 2 in eigener Weise regeln und insbesondere be-
stimmen, dass bestimmte Maßnahmen und Entschei-
dungen nur mit Genehmigung der aufsichtsführenden 
Kirche nach § 2 Absatz 1 getroffen werden dürfen.

§ 94

Bestehende Kirchenbeamtenverhältnisse

(1) Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes erhalten die 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten den Rechts-
stand nach diesem Kirchengesetz.

(2) Erworbene Rechte bleiben unberührt. Das Nähere 
regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich.

§ 95

Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evange-
lische Kirche in Deutschland am 1. Januar 2006 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Amtskräfte im 
Kirchenbeamtenverhältnis vom 6. November 1997 
(ABl. EKD S. 501), geändert durch Kirchengesetz vom 
7. November 2002 (ABl. EKD S. 390) außer Kraft. So-
weit in weitergeltenden Bestimmungen auf nach Satz 
1 aufgehobene Bestimmungen verwiesen ist, treten 
die Vorschriften dieses Kirchengesetzes an deren 
Stelle.

(3) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Glied-
kirchen in Kraft, nachdem sie ihre Zustimmung er-
klärt haben. Für die Vereinigte Evangelisch-Lutheri-
sche Kirche Deutschlands und ihre Gliedkirchen tritt 
es in Kraft, nachdem die Vereinigte Evangelisch-Lu-
therische Kirche Deutschlands ihre Zustimmung er-
klärt hat. Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zu-
sammenschlüsse können ihre Zustimmung auch 
nach Verkündung dieses Gesetzes bis zum 15. De-
zember 2007 erklären. Den Zeitpunkt, zu dem dieses 
Kirchengesetz in Kraft tritt, bestimmt der Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland durch Verord-
nung.

§ 96

Außerkrafttreten

Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse können dieses Kirchengesetz jederzeit je für 
ihren Bereich außer Kraft setzen. Für die Gliedkirchen 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands kann das Außerkraftsetzen nur durch die 
Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutsch-
lands erklärt werden. Gliedkirchen der früheren Evange-
lischen Kirche der Union, die diesem Gesetz zugestimmt 
haben, können das Außerkraftsetzen nur gemeinsam 
erklären. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land stellt durch Verordnung fest, dass und zu welchem 
Zeitpunkt das Kirchengesetz jeweils außer Kraft getre-
ten ist. 
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Kollektenplan 2012 / 2013

 1. 1. Sonntag im Advent – 02.12.2012

  LK.: Brot für die Welt

 2. 2. Sonntag im Advent – 09.12.2012

  LK.: Bestimmung durch den Propsteivorstand

 3. 3. Sonntag im Advent – 16.12.2012

  Empf.: Themenfeld Ökumene

 4. 4. Sonntag im Advent – 23.12.2012

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand

 5. Heiligabend – 24.12.2012

  LK.: Brot für die Welt

 6. Christfest, 1. Feiertag – 25.12.2012

  LK.: Lutherischer Weltbund

 7. Christfest, 2. Feiertag – 26.12.2012

  Empf.: Gefangenenseelsorge

 8. 1. Sonntag nach Weihnachten – 30.12.2012

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand

 9. Altjahrsabend/Silvester – 31.12.2012

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand

 10. Neujahrstag – 01.01.2013

  LK.: Diakonisches Werk der EKD

 11. Epiphanias – 06.01.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand

 12. 1. Sonntag nach Epiphanias – 13.01.2013

  LK.: VELKD

 13. Letzter Sonntag nach Epiphanias – 20.01.2013

  Empf.: Themenfeld Jugend

 14. Septuagesimae – 27.01.2013

  Empf.: Telefonseelsorge

 15. Sexagesimae – 03.02.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand

 16. Estomihi – 10.02.2013

  LK.: Ev.-luth. Kirche in Namibia – ELCIN

 17. Invokavit – 17.02.2013

  LK.: Hoffnung für Osteuropa

 18. Reminiszere – 24.02.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand

 19. Okuli – 03.03.2013

  Empf.: Arbeit mit Sinnesgeschädigten

 20. Laetare – 10.03.2013

  Empf.: Unterstützung ausländischer Studierender

 21. Judika – 17.03.2013

  LK.: Indische Partnerkirche – TELC

 22. Palmsonntag – 24.03.2013

  LK.: Bestimmung durch den Propsteivorstand

 23. Gründonnerstag – 28.03.2013

  Empf.: Themenfeld Diakonie

 24. Karfreitag – 29.03.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand

 25. Ostersonntag – 31.03.2013

  LK.: Brot für die Welt

 26. Ostermontag – 01.04.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand

 27. Quasimodogeniti – 07.04.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand

 28. Miserikordias Domini – 14.04.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand
 29. Jubilate – 21.04.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand
 30. Kantate – 28.04.2013

  Empf.: Kirchenmusik in der Landeskirche
 31. Rogate – 05.05.2013

  LK.: Bestimmung durch den Propsteivorstand
 32. Christi Himmelfahrt – 09.05.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand
 33. Exaudi – 12.05.2013

   LK.: Förderung von Projekten u. Arbeitsbereichen 
in der Jap. Kirche – JELC

 34. Pfingstsonntag – 19.05.2013

  LK.: Weltmission (ELM)
 35. Pfingstmontag – 20.05.2013

  Empf.: Notfallseelsorge
 36. Tag der heiligen Dreifaltigkeit – Trinitatis – 26.05.2013

   LK.: Kirchengem. der Schlesischen Kirche AB in 
Tschechien

 37. 1. Sonntag nach Trinitatis – 02.06.2013

  LK.: Bestimmung durch den Propsteivorstand
 38. 2. Sonntag nach Trinitatis – 09.06.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand
 39. 3. Sonntag nach Trinitatis – 16.06.2013

  LK.: Gesamtkirchliche Aufgaben der EKD
 40. 4. Sonntag nachTrinitatis – 23.06.2013

  Empf.: Kinder- u. Jugendarbeit i. d. Landeskirche
 41. 5. Sonntag nach Trinitatis – 30.06.2013

  Empf.: Förderung d. Lektoren-u. Prädikantenarbeit
 42. 6. Sonntag nach Trinitatis – 07.07.2013

  Empf.: Missionarischer Aufbruch
 43. 7. Sonntag nach Trinitatis – 14.07.2013

  LK.: Ökumene u. Auslandsarbeit der EKD
 44. 8. Sonntag nach Trinitatis – 21.07.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand
 45. 9. Sonntag nach Trinitatis – 28.07.2013

  LK.: Bestimmung durch den Propsteivorstand
 46.  10. Sonntag nach Trinitatis – Israelsonntag 

04.08.2013

F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand
 47.  11. Sonntag nach Trinitatis – 11.08.2013

Empf.: Volksmissionarischer Arbeitskreis 
„Unterwegs mit Gott“

 48.  12. Sonntag nach Trinitatis – 18.08.2013

Empf.: Landeskirchliche Gemeinschaften
 49. 13. Sonntag nach Trinitatis – 25.08.2013

  Empf.: Landesverband der Ev. Frauenhilfe e.V.
 50. 14. Sonntag nach Trinitatis – 01.09.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand
 51. 15. Sonntag nach Trinitatis – 08.09.2013

   LK.: Diakonisches Werk d. Landeskirche 
(Sonntag der Diakonie)

 52. 16. Sonntag nach Trinitatis – 15.09.2013

  Empf.: Posaunenarbeit in der Landeskirche
 53.  17. Sonntag nach Trinitatis – 22.09.2013

Empf.: Frauenarbeit in der Landeskirche
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 54.  18. Sonntag nach Trinitatis – 29.09.2013

F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand

 55.  19. Sonntag nach Trinitatis – Erntedankfest – 

06.10.2013

LK.: Brot für die Welt

 56. 20. Sonntag nach Trinitatis – 13.10.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand

 57.  21. Sonntag nach Trinitatis – Männersonntag 

– 20.10.2013

Empf.: Männerarbeit in der Landeskirche

 58.  22. Sonntag nach Trinitatis – 27.10.2013

Empf.: Mit-uns-Gemeinde

 59.  Gedenktag der Reformation – 31.10.2013

F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand
 60. 23. Sonntag nach Trinitatis – 03.11.2013

  Empf.: Gehörlosenseelsorge
 61.  Drittletzter Sonntag des Kirchenjahres – 10.11.2013

LK.: Bestimmung durch den Propsteivorstand
 62. Vorletzter Sonntag des Kirchenjahres – 17.11.2013

  Empf.: Themenfeld Friedensarbeit
 63. Buß- und Bettag – 20.11.2013

  F.: Bestimmung durch den Kirchenvorstand
 64.  Letzter Sonntag des Kirchenjahres – 

Ewigkeitssonntag – 24.11.2013

Empf.: Hospizarbeit in der Landeskirche

Der Kollektenplan 2012/2013 enthält 22 Landeskirch-

liche Kollekten, 22 Empfohlene Kollekten und 20 Freie 

Kollekten.

Die mit LK bezeichneten Kollekten sind die von der 
Kirchenregierung festgelegten Landeskirchlichen Kol-

lekten, zu denen vor allem die rechtlich verbindlichen 
und die moralisch gebotenen Kollektenzwecke gehören. 
Diese Kollekten müssen erhoben werden. Von diesen 
Kollekten sind sechs Kollekten für die Zweckbestim-
mung durch Propsteivorstandsbeschluss vorgesehen. 
Die Zweckbestimmung durch Propsteivorstandsbe-
schluss ist bindend für alle Kirchengemeinden einer 
Propstei. Die Propsteivorstände teilen die beschlossenen 
Kollektenzwecke spätestens 6 Wochen vor Beginn des 
Kirchenjahres den Kirchengemeinden mit.

Eine Terminverlegung für eine Landeskirchliche Kol-
lekte ist in der Regel nicht möglich und kann nur bei 
Vorliegen eines außergewöhnlich wichtigen Grundes 
vorgenommen werden. Die Verlegung einer Landes-
kirchlichen Kollekte bedarf der Genehmigung durch die 
zuständige Pröpstin / den zuständigen Propst.

Kollekten, die mit Empf. bezeichnet sind, sind Emp-

fohlene Kollekten, deren Zweck vom Kirchenvorstand 
festgelegt wird. Hierfür gibt die Kirchenregierung im be-
schlossenen Kollektenplan Empfehlungen, von denen 
zugunsten anderer Zwecke außerhalb der Gemeinde ab-
gewichen werden kann. Es werden landeskirchliche und 
allgemeinkirchliche Aufgaben, die in den vergangen Jah-
ren als Wahlpflichtkollekten geführt wurden, für die 
Sammlung empfohlen. Die Kirchenvorstände können 
den Empfehlungen nach eigenem Ermessen und ge-
meindlichen Gepflogenheiten folgen. Bindend ist allein 
die Auflage, dass der Kirchenvorstand sich für einen ex-
ternen Zweck entscheidet. Um die Auswahl zu erleich-
tern, werden den Kirchenvorständen über die Empfeh-
lungen hinaus Organisationen und Projekte vorgestellt, 
die sich um Aufnahme in den Kollektenplan bemüht ha-
ben. Die Gemeinde kann aber auch einen weiteren för-
derungsbedürftigen Empfänger bedenken. Auch mehr-
maliges Sammeln für denselben Zweck ist statthaft.

Kollekten, die mit F. bezeichnet sind, sind Freie Kol-

lekten. Die Zwecke für Freie Kollekten werden durch 
Beschluss des Kirchenvorstandes festgelegt.

Die Kollektenzwecke (Landeskirchliche Kollekte und 
Empfohlene Kollekte) gelten für alle Gottesdienste, die 
am jeweiligen Tag (Sonntag/Feiertag) gefeiert werden. 
Andachten, die während der Woche gehalten werden und 
Kasualien, bei denen eine Kollekte erhoben wird, zählen 
zu den Freien Kollekten.

Die Kirchenvorstände beschließen rechtzeitig vor Be-
ginn des Kirchenjahres über die abweichenden Zweckbe-
stimmungen für Empfohlene Kollekten und die Zweckbe-
stimmungen für die Freien Kollekten. Der beschlossene 
Kollektenplan ist auf dem Dienstweg über die Propstei 
dem Landeskirchenamt zur Kenntnis zu geben. Das Lan-
deskirchenamt stellt den Kirchenvorständen rechtzeitig 
vor Ende des Kirchenjahres Formulare für die Beschluss-
fassung im Intranet der Landeskirche zur Verfügung.

Eine kurzfristige Umwidmung eines Kollektenzwe-
ckes für den Fall, dass eine unserer Partnerkirchen von 
einer Katastrophe betroffen ist, wird den Gemeinden per 
Anschreiben oder im Intranet mitgeteilt.

Die Kollektenerträge sollen unmittelbar nach jedem 
Gottesdienst von zwei verantwortungsvollen Gemeinde-
mitgliedern gezählt und im Sakristeibuch mit Zweckbe-
stimmung eingetragen werden. Beide Personen sollen 
den Eintrag im Sakristeibuch abzeichnen.

Kollektenerträge aus den Landeskirchlichen Kollek-
ten gemäß vorgeschlagenem Kollektenplan, mit Aus-
nahme derjenigen Kollekten, über deren Zwecke die 
Propsteivorstände beschließen, sind innerhalb von 4 Wo-
chen unter Angabe des Kollektenzwecks jeweils einzeln 
an die Landeskirchenkasse zu überweisen. Für die emp-
fohlenen Kollekten werden den Gemeinden Bankverbin-
dungen zur Verfügung gestellt, über die sie die Gelder an 
die Empfänger überweisen können.

Eine Überprüfung der Verwendung der Kollektener-
träge erfolgt über die turnusgemäße Überprüfung durch 
das Rechnungsprüfungsamt. 

Wolfenbüttel, 19. Juli 2012

Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig

Kirchenregierung

P ro f.  D r.  Fr i e d r i c h  We b e r
L a n d e s b i s c h o f
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Bekanntmachung
der Neufassung der Stiftungssatzung der 

„Alerds-Stiftung“ 

Der Vorstand der „Alerds-Stiftung“ hat am 15. März 
2012 eine Neufassung der Stiftungssatzung beschlos-
sen. Mit Genehmigung durch das Landeskirchenamt als 
kirchliche Stiftungsaufsichtsbehörde gemäß § 20 Abs. 2 
Satz 4 i. V. m. § 7 Abs. 3 NStiftG ist diese Neufassung am 
7. August 2012 in Kraft getreten. 

Am selben Tag ist die bisherige Satzung vom 28. April 
2003 (ABl. 2003 S. 61) außer Kraft getreten.

Die Neufassung der Satzung wird hiermit bekannt ge-
macht.

Wolfenbüttel, den 7. August 2012

Landeskirchenamt

Vo l l b a c h
O b e r l a n d e s k i rc h e n ra t

Satzung der „Alerds-Stiftung“ in Braunschweig

§ 1

Name, Sitz und Rechtsform der Stiftung

(1) Die Stiftung führt den Namen „Alerds-Stiftung“. Sie 
ist eine Stiftung bürgerlichen Rechts und hat ihren 
Sitz in der Stadt Braunschweig. Sie besitzt durch Er-
lass des braunschweigischen Herzogs Carl Wilhelm 
Ferdinand vom 25. Juni 1805 die Rechte einer milden 
Stiftung.

(2) Die Stiftung ist Mitglied des Diakonischen Werkes – 
Innere Mission und Hilfswerk – der Evangelisch-lu-
therischen Landeskirche e. V. in Braunschweig und 
damit dem Diakonischen Werk – Innere Mission und 
Hilfswerk – der Evangelischen Kirche in Deutschland 
angeschlossen. Sie nimmt ihre Aufgaben im Sinne 
Evangelischer Diakonie als Wesens- und Lebensäu-
ßerung der Evangelischen Kirche und in praktischer 
Ausübung christlicher Nächstenliebe wahr.

(3) Die Stiftung ist als kirchliche Stiftung gemäß § 20 des 
Niedersächsischen Stiftungsgesetzes vom 24. Juli 
1968 (Nds. GVBl. 168, S. 119) anerkannt.

§ 2

Zweck der Stiftung

(1) Die Stiftung betätigt sich im Sinne evangelischer Di-
akonie als Wesens- und Lebensäußerung der evange-
lischen Kirche und in praktischer Ausübung christli-
cher Nächstenliebe, vornehmlich in der Altenhilfe. 
Weitere diakonische Tätigkeitsbereiche können auf 
Grund des Beschlusses des Stiftungsrates hinzukom-
men. 

(2) Witwen, die ihre Abstammung von der Familie der 
Stifterin Sophia Maria Lüden, Witwe des Domvikars 
Johann Gottfried Alerds, nachweisen, genießen bei 
der Aufnahme in die Stiftung jederzeit den Vorzug vor 
anderen Bewerberinnen.

(3) Die Betreuung erfolgt durch Gewährung von Wohnung 
und Verpflegung in dem von der Stiftung betriebenen 
Heim einschließlich erforderlicher Pflege gegen ein 
angemessenes Entgelt.

(4) Ein Rechtsanspruch auf die Leistungen der Stiftung 
kann nur durch Vertrag begründet werden, dessen 
Abschluss im freien Ermessen der Stiftung liegt.

§ 3

Gemeinnützigkeit

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar 
mildtätige und gemeinnützige Zwecke im Sinne der 
steuerrechtlichen Bestimmungen und ihrer Durch-
führungsvorschriften.

(2) Alle Mitarbeiter/innen der Stiftung sind dem kirchli-
chen Auftrag zur Diakonie verpflichtet. Der Vorstand 
der Stiftung und Mitarbeiter/innen in leitender Stel-
lung müssen einer evangelischen Kirche angehören. 
Die Mitglieder des Stiftungsrates und die anderen 
Mitarbeiter/innen sollen Mitglieder einer evangeli-
schen Kirche sein oder Kirchen angehören, die in der 
Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen mitarbei-
ten.

(3) Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsge-
mäßen Zwecke verwendet werden. 

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck 
der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismä-
ßig hohe Vergütung begünstigt werden.

§ 4

Vermögen der Stiftung

(1) Das Stiftungsvermögen besteht aus:

a) dem Grundstück und den darauf befindlichen Häu-
sern in Braunschweig, Donaustr. 10 und 

b) 10 a bis e, zu 5936 m2, eingetragen im Grundbuch 
zu Braunschweig, Band 289 A, Blatt 7176;

c) den in den Inventarverzeichnissen aufgeführten 
beweglichen Gegenständen;

d) Wertpapieren mit einem Nennwert von 123.732,64 
Euro;

(2) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben:

a) durch das Stiftungsvermögen,

b) durch die zu zahlenden Entgelte,

c) durch Zuwendung Dritter.

(3) Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßi-
gen Zwecke verwendet werden. Können die Erträge 
des Stiftungsvermögens und die sonstigen Zuwen-
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dungen aus besonderen Gründen nicht in voller Höhe 
zur Erfüllung des Stiftungszweckes eingesetzt wer-
den, so sind sie dem Stiftungsvermögen zuzuführen.

(4) Die Erträge der Stiftung können auch ganz oder teil-
weise einer Rücklage zugeführt werden, wenn und 
solange dies erforderlich ist, um die steuerbegünstig-
ten satzungsmäßigen Zwecke der Stiftung nachhaltig 
erfüllen zu können. Die Bildung einer solchen Rück-
lage geschieht aufgrund eines entsprechenden Be-
schlusses des Stiftungsrates.

§ 5

Organe der Stiftung

Organe der Stiftung sind: 

a) der Vorstand

b) der Stiftungsrat.

§ 6

Zusammensetzung, Berufung und Abberufung des 

Vorstandes

(1) Der Vorstand der Stiftung besteht aus einer Person. 
Berufung und Abberufung erfolgen durch den Stif-
tungsrat. Der Stiftungsrat schließt mit dem Vorstand 
einen Dienstvertrag. Der Vorstand ist hauptberuflich 
für die Stiftung tätig. Berufung und Dienstvertrag 
enden spätestens mit dem Erreichen der gesetzlichen 
Rentenaltersgrenze.

(2) Für den Fall der Verhinderung des Vorstandes be-
stimmt der Stiftungsrat einen Vertreter/eine Vertre-
terin.

§ 7

Aufgaben des Vorstands

(1) Der Vorstand hat für die dauernde und nachhaltige 
Erfüllung des Stiftungszwecks zu sorgen. Ihm obliegt 
die Geschäftsführung der Stiftung. Er führt die Ge-
schäfte im Rahmen der geltenden Gesetze, der Stif-
tungssatzung, der aufgestellten Richtlinien und gege-
benen Weisungen und unterliegt der Aufsicht des 
Stiftungsrates. 

(2) Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und au-
ßergerichtlich.

(3) Der Vorstand ist Vorgesetzter der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter.

(4) Alle Geschäfte zwischen der Einrichtung und dem 
Vorstand sowie ihm nahe stehenden Personen oder 
ihm nahe stehenden Unternehmungen bedürfen der 
Zustimmung des Stiftungsrates. Der Vorstand kann 
im Einzelfall durch den Stiftungsrat von den Be-
schränkungen des § 181 BGB befreit werden.

(5) Die Übernahme einer entgeltlichen Nebentätigkeit 
durch den Vorstand bedarf der Genehmigung des 
Stiftungsrates. Unentgeltliche Nebentätigkeiten des 
Vorstandes sind dem Stiftungsrat anzuzeigen.

(6) Es gehört insbesondere zu den Aufgaben des Vorstan-
des:

a) zu Beginn eines jeden Geschäftsjahres einen Wirt-
schafts- und Investitionsplan aufzustellen;

b) zum Schluss eines jeden Geschäftsjahres einen 
Jahresabschluss zu erstellen, der ergänzt ist um 
einen Lagebericht;

c) eine Stellungnahme zum Prüfungsbericht des 
Wirtschaftsprüfers gegenüber dem Stiftungsrat 
abzugeben und Zwischenberichte an den Stif-
tungsrat im Rahmen eines regelmäßigen Be-
richtswesens zu erstatten;

d) für ein adäquates Risiko- und Qualitätsmanage-
ment in der Einrichtung zu sorgen;

e) den Stiftungsrat unverzüglich über alle besonde-
ren Vorkommnisse, die für die Einrichtung von 
wesentlicher Bedeutung sind, zu informieren.

§ 8

Der Stiftungsrat

(1) Der Stiftungsrat besteht aus fünf Mitgliedern. Die 
Mitglieder des Stiftungsrates sind:

a) der/die Inhaber/in der Pfarrstelle der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde St. Martini in 
Braunschweig, Bezirk II, wobei diese Person zu-
gleich Vorsitzende/r des Stiftungsrates ist;

b) ein von der Evangelisch-lutherischen Kirchenge-
meinde St. Martini in Braunschweig zu benennen-
des Mitglied, das im Rechnungswesen erfahren 
sein soll und der Evangelisch-lutherischen Lan-
deskirche in Braunschweig angehören soll; 

c) drei weitere von den Mitgliedern unter a) und b) zu 
berufende Vorstandsmitglieder. Unter diesen Per-
sonen soll jeweils ein Vertreter/eine Vertreterin 
des Diakonischen Werkes in Braunschweig; ein 
Jurist/eine Juristin und eine sozialpolitisch erfah-
rene Person sein.

(2) Die Berufungen erfolgen für eine Amtszeit von fünf 
Jahren. 

(3) Der Stiftungsrat wählt aus seiner Mitte für die Amts-
zeit von fünf Jahren eine stellvertretende Vorsitzende/
einen stellvertretenden Vorsitzenden. Bis zur Neu-
wahl der Stellvertretung bleibt die amtierende Stell-
vertretung im Amt. 

(4) Scheidet ein berufenes Mitglied aus dem Stiftungsrat 
aus, erfolgt eine Neuberufung. Bis zu seiner Ergän-
zung verringert sich die Anzahl der Mitglieder des 
Stiftungsrates um die Zahl der ausgeschiedenen Mit-
glieder. 

(5) Die Mitglieder des Stiftungsrates sind ehrenamtlich 
für die Stiftung tätig. Ihnen können ihre notwendigen 
Auslagen, die durch ihre Tätigkeit für die Stiftung 
entstanden sind, ersetzt werden. 
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(6) Der Stiftungsrat kann sich eine Geschäftsordnung 
geben.

§ 9

Aufgaben des Stiftungsrates

(1) Der Stiftungsrat berät, begleitet und überwacht den 
Vorstand. Er hat darauf zu achten, dass der Vorstand 
für die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stif-
tungszwecks sorgt.

(2) Der Stiftungsrat ist insbesondere für folgende Aufga-
ben zuständig: 

a) die Bestimmung der strategischen Ziele der Stif-
tung;

b) den Erlass von Richtlinien und Weisungen zur Er-
füllung des Stiftungszwecks;

c) die Berufung und Abberufung des Vorstandes; 

d) die Genehmigung des Wirtschafts- und Investiti-
onsplanes;

e) die Kontrolle der Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung;

f) die Feststellung des Jahresabschlusses;

g) die Beauftragung des Wirtschaftsprüfers und die 
Entgegennahme des Prüfungsberichtes;

h) die Beschlussfassung über Satzungsänderungen;

i) die Einwilligung zur Aufnahme von Darlehen;

j) die Entscheidung über Erwerb, Veräußerung oder 
Belastung von Grundstücken, grundstücksglei-
chen Rechten und Wertpapieren;

k) die Entlastung des Vorstandes.

(3) Der/die Vorsitzende des Stiftungsrates soll mit dem 
Vorstand der Einrichtung regelmäßig Kontakt halten 
und mit ihm die Strategie, die Geschäftsentwicklung 
und das Risikomanagement der Einrichtung beraten.

§ 10

Einberufung, Beschlussfähigkeit und Beschlussfas-

sung des Stiftungsrates

(1) Der Stiftungsrat wird von der oder dem Vorsitzenden 
bei Verhinderung durch die Stellvertretung einberu-
fen. Dies hat schriftlich unter Bezeichnung der ein-
zelnen Punkte der Tagesordnung mindestens halb-
jährlich, im übrigen nach Bedarf, zu erfolgen. Die 
Ladungsfrist beträgt mindestens eine Woche. Der 
Stiftungsrat ist einzuberufen, wenn zwei Mitglieder 
des Stiftungsrates oder der Vorstand dieses unter 
Angabe des Beratungspunktes verlangen.

(2) Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als 
die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. Der Stif-
tungsrat kann einen Beschluss auch schriftlich im 
Umlaufverfahren fassen, wenn alle Mitglieder diesem 
Verfahren schriftlich zustimmen. Dies gilt nicht für 

Beschlüsse im Hinblick auf die Änderung der Satzung 
oder des Stiftungszweckes.

(3) Über die in den Sitzungen des Stiftungsrates gefass-
ten Beschlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie 
ist vom Sitzungsleiter und einem weiteren Mitglied 
des Stiftungsrates zu unterschreiben. Alle Beschlüs-
se des Stiftungsrates sind zu sammeln und während 
des Bestehens der Stiftung aufzubewahren. 

(4) Zur Änderung dieser Satzung ist Einstimmigkeit bei 
der Beschlussfassung durch den Stiftungsrat erfor-
derlich.

(5) Bei der Änderung des Stiftungszweckes ist Einstim-
migkeit aller Mitglieder des Stiftungsrates erforder-
lich. 

(6) In allen übrigen Fällen entscheidet der Stiftungsrat 
mit der Mehrheit seiner anwesenden Mitglieder.

§ 11

Wirtschaftsführung

(1) Die Stiftung ist sparsam und wirtschaftlich zu führen.

(2) Das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.

(3) Rechtzeitig vor Beginn des Rechnungsjahres stellt 
der Vorstand einen Wirtschafts- und Investitionsplan 
auf, der dem Stiftungsrat zur Genehmigung vorzule-
gen ist. Dieser muss alle Aufwendungen und Erträge, 
die für das Rechnungsjahr zu erwarten sind, auswei-
sen und zum Ausgleich bringen.

(4) Nach Abschluss des Rechnungsjahres hat der Stif-
tungsvorstand einen Jahresabschluss aufzustellen 
und diesen zusammen mit dem Lagebericht und Prü-
fungsbericht des Wirtschaftsprüfers dem Stiftungsrat 
vorzulegen.

(5) Der Jahresabschluss ist zusammen mit dem Lagebe-
richt, dem Prüfungsbericht und einem Bericht über 
die Erfüllung des Stiftungszweckes innerhalb von fünf 
Monaten nach Beginn des neuen Rechnungsjahres 
zusammen mit der Entlastungserklärung der kirchli-
chen Stiftungsaufsichtsbehörde zuzuleiten.

§ 12

Genehmigung und Vermögensanfall

(1) Jede Satzungsänderung, die eine Zweckänderung, 
eine Zusammenlegung oder eine Verlegung außer-
halb des Landes Niedersachsen betrifft, bedarf der 
Genehmigung auch der staatlichen Aufsichtsbehörde; 
alle übrigen Satzungsänderungen sind nur durch die 
kirchliche Aufsichtsbehörde zu genehmigen. 

(2) Im Fall der Aufhebung der Stiftung fällt das nach Ab-
zug aller Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen 
an die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde St. 
Martini in Braunschweig, die es für gemeinnützige, 
mildtätige oder kirchliche Zwecke verwenden muss 
und nach Möglichkeit im Sinne des bisherigen Stif-
tungszweckes verwenden soll.
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§ 13

Stiftungsaufsicht

(1) Die Stiftung untersteht der Aufsicht der kirchlichen 
und der staatlichen Aufsichtsbehörde.

(2) Die Stiftung untersteht der Aufsicht der kirchlichen 
Aufsichtsbehörde, soweit nicht durch Gesetz oder 
durch diese Satzung die staatliche Aufsichtsbehörde 
zuständig ist. Sofern sich der Stiftungsrat mit Anfra-
gen oder Berichten an die staatliche Aufsichtsbehör-
de wenden muss, sind diese über die kirchliche Auf-
sichtsbehörde zu leiten, die ihre Stellungnahme bei-
fügt.

(3) Kirchliche Aufsichtsbehörde ist das Landeskirchen-
amt der Evangelisch-lutherischen Landeskirche in 
Braunschweig, das die Aufsicht im Rahmen des § 20 
des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes führt und 
die Rechte und Pflichten nach §§ 10 Abs. 1 und 11 bis 
16 des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes wahr-
nimmt.

(4) Staatliche Aufsichtsbehörde ist das Ministerium für 
Inneres und Sport des Landes Niedersachsen.

§ 14

Übergangsbestimmungen und Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt mit dem Tag der Genehmigung 
durch die kirchliche Aufsichtsbehörde in Kraft und ist 
im Amtsblatt der Evangelisch-lutherischen Landes-
kirche in Braunschweig bekannt zu machen.

(2) Mit demselben Tag tritt die bisherige Satzung außer 
Kraft.

(3) Die Mitglieder des bisherigen Stiftungsvorstandes 
treten bis zum Ablauf ihrer Amtszeit in die Rechte und 
Pflichten des Stiftungsrates ein.

Braunschweig, den 15.03.2012

 g e z .  G .  H ü b n e r  g e z .  F.  M e i n e rs

D e r  Vo rsta n d

Kirchensiegel

Gemäß § 26 der Siegelordnung vom 3. Juli 1984 
(Amtsbl. 1984 S. 73 ff) wird bekannt gemacht:

N a c h ste h e n d  a b g e b i l d e te  K i rc h e n s i e g e l  s i n d 
i n  G e b ra u c h  g e n o m m e n  wo rd e n :

1. EVANGELISCH-LUTHERISCHE KIRCHENGEMEINDE 
ST. PAULI-MATTHÄUS IN BRAUNSCHWEIG 
(Propstei Braunschweig)

 Siegelausführung: 3 Normalsiegel in Gummi

Wolfenbüttel, den 12. Juli 2012

Landeskirchenamt

Vo l l b a c h
O b e r l a n d e s k i rc h e n ra t

Ausschreibung von Pfarrstellen 
und anderen Stellen

Pfarrstelle Frellstedt mit Wolstorf im Umfang von 50 %.

Die Dienstwohnung hat eine Größe von ca. 144 qm mit 
6 Zimmern. 

Die Besetzung erfolgt durch die Kirchenregierung. 
Bewerbungen sind mit Lebenslauf bis zum 14. Oktober 
2012 an das Landeskirchenamt zu richten.

Pfarrstelle Remlingen mit Kalme, Semmenstedt und 

Timmern im Umfang von 100 %.

Der Pfarrverband mit ca. 1500 Gemeindemitgliedern 
hat seinen Pfarrsitz in einem freistehenden Haus im 
Grünen in Remlingen. Remlingen bietet neben Kinder-
garten, Grund-, Haupt- und Realschule ein beheiztes 
Freibad, einen Allgemeinmediziner und eine allgemein 
gute Infrastruktur. Die Pfarrstelle ist Mitglied des Ge-
samtpfarrverbandes Asse mit zentralem Pfarrbüro in 
Semmenstedt. Die Zusammenarbeit der 4 Kirchenvor-
stände hat in der Vergangenheit gut funktioniert.

Die Besetzung erfolgt durch die Kirchenregierung. 
Bewerbungen sind mit Lebenslauf bis zum 14. Oktober 
2012 an das Landeskirchenamt zu richten. 

Pfarrstelle Calvörde-Uthmöden Bezirk I und II im Um-

fang von insgesamt 150 %.

Die Kirchengemeinden suchen ein offenes Pfarrer-
ehepaar oder eine Pfarrerin / einen Pfarrer. 
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Der Pfarrverband Calvörde-Uthmöden ist ländlich ge-
prägt und liegt in Sachsen Anhalt. Er ist die nördliche 
Exklave der Landeskirche und gehört zur Propstei Vors-
felde. Ca 1.700 Gemeindemitglieder, zwei hauptamtliche 
Mitarbeiterinnen sowie viele ehrenamtliche Mitarbeiter/
innen freuen sich auf eine neue Pfarrerin / einen neuen 
Pfarrer / ein neues Pfarrerehepaar. 

Der Pfarrverband mit zehn Orten hat einiges zu bie-
ten: sanierte Gebäude in allen Orten, gute Lern-, Ar-
beits- und Spielbedingungen für die Kinder- und Ju-
gendarbeit des Pfarrverbandes. Am Pfarrsitz Calvörde 
direkt angeschlossen ist das große Gemeindehaus und 
die Kirche. Des Weiteren gibt es im Pfarrverband vier 
Kirchen und zwei Kapellen, ein kleines Gemeindehaus 
und zwei Friedhöfe. 

Es steht ein geräumiges Pfarrhaus in Calvörde (ca. 
151 qm mit 7 Zimmern) zur Verfügung, dazu Garage, 
Carport, Garten und Hof. Eine Sekundarschule ist gleich 
nebenan, die Grundschule ist im Nachbarort und ein 
Gymnasium in der nahen Kreisstadt Haldensleben. Die 
katholische Kirche, Arztpraxen, Apotheke, Freiwillige 
Feuerwehr, gute Einkaufsmöglichkeiten, Tankstelle, Fit-
nesscenter, Sporthalle, Reitmöglichkeiten und einige 
Industrieansiedlungen ergänzen das Umfeld. 

Die Besetzung erfolgt durch die Kirchenregierung. 
Bewerbungen mit Lebenslauf sind bis zum 14. Oktober 
2012 an das Landeskirchenamt zu richten. 

Pfarrstelle im Quartier Georg Calixt Bezirk II in Helm-

stedt im Umfang von 100 %.

Die Besetzung erfolgt durch Gemeindewahl. Bewer-
bungen sind mit Lebenslauf bis zum 14. Oktober 2012 
über das Landeskirchenamt an die Quartiersversamm-
lung zu richten.

Pfarrstelle im Pfarrverband Offleben mit Reinsdorf und 

Büddenstedt im Umfang von 100 %

Die Besetzung erfolgt durch Gemeindewahl. Bewer-
bungen sind mit Lebenslauf bis zum 14. Oktober 2012 an 
das Landeskirchenamt zu richten.

Besetzung von Pfarrstellen 
und anderen Stellen

Die Pfarrstelle im Pfarrverband Braunschweig-Nord 

Bezirk I im Umfang von 100 % ab 1. August 2012 mit 
Pfarrer Tillmann Mischke, bisher Rautheim.

Eine Stelle mit allgemeinkirchlicher Aufgabe für die 

kirchliche Frauenarbeit in der Landeskirche Braun-

schweig im Umfang von 100 % ab 15. August 2012 mit 
Pfarrerin Kirstin Müller, bisher Wittmar.

Nachrichtlich:

Das Kirchenamt der EKD schreibt die Wiederbeset-
zung der Auslandspfarrstellen in Shanghai/China, Neu 
Delhi/Indien, New York/USA, Bogota/Kolumbien, St. Pe-
tersburg/Russische Föderation und Amsterdam und 
Rotterdam/Niederlande aus. 

Einzelheiten hierzu finden Sie im Internet unter www.
ekd.de in der Stellenbörse. 

Die Evangelische Landeskirche in Baden sucht für 
vierwöchige Einsätze in der Urlauberseelsorge in Kur- 

und Urlaubsorten Pfarrerinnen und Pfarrer im aktiven 
Dienst oder im Ruhestand.

Weitere Informationen hierzu erhalten Sie über 
seelsorgedienste@ekiba.de

Wolfenbüttel, 15. September 2012

Landeskirchenamt

M ü l le r
O b e r l a n d e s k i rc h e n r ä t i n

Korrektur des Amtsblattes 5/2012 vom 31. August 2012

In der Amtsblatt-Veröffentlichung der 75. Änderung 
der DienstVO, Seite 77 , Abschnitt B Unterabschnitt I, ist 
der Wortlaut der Fallgruppe 4 falsch abgedruckt. In Fall-
gruppe 4 muss es statt „Mitarbeiterinnen der Fallgruppe 
1 ...“ richtig heißen: 

„Entgeltgruppe 7

4. Sekretärinnen in Kirchenverbänden der Ev.-luth. Lan-
deskirche Hannovers, die in erheblichen Umfang 
selbstständig verantwortungsvolle Aufgaben erfüllen, 
in Vertrauensstellungen von besonderer Bedeutung“

Um handschriftliche Korrektur wird gebeten.

Wolfenbüttel, den 27. August 2012

Landeskirchenamt

Vo l l b a c h
O b e r l a n d e s k i rc h e n ra t
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